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Ende der 70er Jahre und Anfang der 80er Jahre entstanden viele "grüne", "alternative" und 
"ökologische" Parteien in den westeuropäischen Ländern (im folgenden vereinfacht als Grüne 
Parteien benannt). In den 90er Jahren stabilisierte sich die Stellung der Grünen Parteien 
innerhalb des westeuropäischen Parteiensystems. Die meisten dieser Grünen Parteien ähneln 
sich hinsichtlich ihrer ideologischen Ausrichtung sowie ihrer organisatorischen und 
soziologischen Eigenheiten. Hauptmerkmale dieser Parteien sind u.a. eine von Umweltschutz, 
Individualismus und direkter Demokratie bestimmte Programmatik, ein unkonventioneller 
politischer Still (basisdemokratische Organisation, unkonventionelle Protestaktionen) sowie ein 
postmaterialistisch geprägtes Wählerprofil. Sie unterscheiden sich deutlich von den etablierten 
politischen Parteien (Poguntke 1987: 368-382, 1989: 175-194).   
Die Entstehung und die Wahlerfolge der Grünen Parteien in den westeuropäischen Ländern 
haben zahlreiche Veröffentlichungen bewirkt. So wurden ländervergleichende Forschungen, die 
auf empirischen Daten basieren, über die Grünen Parteien auf nationaler Ebene von Ferdinand 
Müller-Rommel (1993), Thomas Poguntke (1987,1989) und Herbert Kitschelt (1988) 
systematisch durchgeführt. Über die Grünen Parteien auf kommunaler Ebene in Westeuropa 
liegen noch keinen komparativen Untersuchungen vor. Die Beteiligung der Grünen Parteien auf 
kommunaler Ebene war aber von Anfang an der Mittelpunkt ihrer Parteiaktivitäten. Diese 
Besonderheit der Grünen Parteien ist vor allem auf ihre Geschichte zurückzuführen. Die 
Entstehung der meisten grünen Parteien in westeuropäischen Ländern ging von lokalen 
ökologischen Gruppen oder "Grünen Listen" aus. Die Grünen Listen kandidierten bei 
Kommunalwahlen und vereinigten sich zu nationalen Grünen Parteien (Bundesgrüne), z.B. die 
Grünen in Deutschland, Österreich, der Schweiz, Finnland, Schweden und Wallonien 
(Belgien)1.  
Nach der Gründung der nationalen Grünen Parteien ist die Kommune immer noch ein wichtiges 
Handlungsfeld ihrer aktiven Mitglieder2. Auch in den Programmen der Grünen Parteien wird 
die Wichtigkeit der Beteiligung auf kommunaler Ebene betont. Die Basisdemokratie ist für die 
                                                             
1 Eine ausführlichere Darstellung der Entstehung der Grünen Parteien in diesen Ländern findet sich bei 
Müller-Rommel 1993, Deschouwer 1989, Klotzsch/Stöss 1984, Dachs 1997, Schandl & Schattauer 1996, 
Rebeaud 1987, Ladner 1987, Paastela 1987, Parkin 1989, Vedung 1989. 
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deutschen Grünen und für die Alternative Listen Österreich (ALÖ) einer ihrer vier Grundsätze 
(Die Grünen 1980: 4, Schandl & Schattauer 1996: 371-376). Auch die belgischen und 
schweizerischen Grünen Parteien betonen die Dezentralisation in ihren Programmen 
(Deschouwer 1989: 49, Rebeaud 1987: 15-16). Die britischen Grünen verlangen mehr 
Autonomie auf kommunaler Ebene (Byrne 1989: 105--106). Die schwedischen Grünen fordern 
Demokratie von Unten (Milijöpartiet de Gröna 1991: 4-5). Außerdem ist das Motto "Global 
denken - vor Ort handeln" typisch für den Charakter politischer Beteiligung der Grünen 
Parteien auf kommunaler Ebene (Roth 1993: 775, Scharf 1994: 108, Zeuner & Wischermann 
1994: 122).  
Während die Kommunalpolitik oder die Beteiligung der Grünen Parteien auf kommunaler 
Ebene so wichtig ist, liegen bisher aber nur in Deutschland relativ ausreichende 
Untersuchungen darüber vor. In anderen westeuropäischen Ländern sind die Forschungen zu 
Grünen Parteien auf kommunaler Ebene verhältnismäßig gering (vgl. 1.2). Über die 
westeuropäischen Grünen Parteien auf kommunaler Ebene liegen, wie bereits erwähnt, noch 
keine komparativen Untersuchungen vor. Basierend auf dieser Lücke der Forschung soll in der 
vorliegenden Studie die Beteiligung der Grünen Parteien auf kommunaler Ebene in 
Deutschland3, Österreich und der Schweiz4 im Vergleich dargestellt und Erklärungen für die 
Untersuchungsergebnisse angeboten werden. Die drei Länder haben eine Reihe von 
Gemeinsamkeiten (Armingeon & Freitag 1997: 7) und höher Autonomiegrad der Kommunen in 
Westeuropa (Dreier 1994: 261) Damit können viele von der Kultur und dem politischen System 
beeinflußten Variablen ausgeschlossen werden.  
Diese Forschung dient deshalb dem Ziel, den Beteiligungsformen der deutschen, 
schweizerischen und österreichischen Kommunalsektionen der Grünen Parteien im Vergleich 
nachzugehen. Im Zuge dieses Vergleichs sollen auch die Gründe für die unterschiedlichen 
Beteiligungsformen dieser Kommunalsektionen beleuchtet werden. 
Diese Untersuchung basiert auf den Grunddaten, die sich aus den von Kommunalsektionen der 
Grünen Parteien in den relevanten drei Ländern beantworteten Fragebögen ergaben. Die 
Fragebögen (siehe Anhang 1) wurden von 307 Kommunalsektionen der Grünen Parteien (221 
BRD, 45 Österreich, 41 Schweiz) schriftlich beantwortet. Genaueres zur Repräsentativität, zur 
                                                                                                                                                                                              
2 In Westdeutschland befinden sich beispielsweise ca. 6000 VertreterInnen in den Kommunalparlamenten bei 
ca. 38000 Mitgliedern insgesamt (Roth 1991: 75, Roth 1993: 775).  
3 Die deutschen Grünen werden in der vorliegenden Forschung gemäß ihrer Zugehörigkeit zu den alten bzw. 
neuen Bundesländern eingeteilt. 
4 Die Grüne Partei der Schweiz wird nur in den deutschsprachigen Gebieten erforscht.  
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Konzeption des Fragebogens und zu den verschiedenen quantitativen Auswertungsmethoden 
findet sich in Kapitel 2.  
 
 
1.1 Stand der Forschung über Grüne Parteien auf Kommunalebene  
Wie bereits erwähnt, haben die Entstehung und die Wahlerfolge der Grünen Parteien in den 
westeuropäischen Ländern zahlreiche Veröffentlichungen bewirkt. Der Forschungsstand über 
Grüne Parteien in den westeuropäischen Ländern wurde bereits von Müller-Rommel (1993: 
19-25) systematisch dargestellt. In diesem Abschnitt sollen daher nur die Forschungen 
betrachtet werden, deren Schwerpunkt auf der Untersuchung der Grünen Parteien auf 
Kommunal- und Landesebene liegt. 
Im Vergleich mit anderen westeuropäischen Grünen Parteien sind die bundesdeutschen Grünen 
am besten erforscht (vgl. Müller-Rommel 1993: 19, Poguntke 1993). Die deutschen Grünen auf 
kommunaler Ebene sind auch vergleichsweise am besten erforscht. Als Grüne oder Alternative 
Listen Ende der 70er Jahre in die Stadt- oder Gemeinderäte eintraten, wurde dadurch erstmalig 
eine Beschäftigung mit ihrer Entstehung, Entwicklung und Kommunalpolitik angeregt 
(Boch/Schiller-Dickhut/Winter 1981, Winkler 1981, Kuhnert 1981, Hoplitschek 1981). Mit 
dem Einzug der Grünen oder Alternativen Listen in die Stadtparlamente ergab sich die 
Möglichkeit zu rot-grünen oder "Ampelbündnissen“.5 Die Beziehung zwischen den Grünen und 
der SPD auf Kommunal- oder Landesebene wurde aus diesem Grunde zu einem beachtlichen 
Thema. Hubert Kleinert und Jan Kuhnert haben Aufstieg und Fall des "Ampelbündnisses" in 
Marburg dargelegt (Kleinert & Kuhnert 1982). Reinhard Krämer & Michael Winter 
analysierten die Zusammenarbeit zwischen der Bunten Liste und der SPD in Bielefeld (Krämer 
& Winter 1982).  
Der Einzug der Grünen in die Landtage und die Gründung der Bundesgrünen hat viele Studien 
über die Geschichte der Grünen auf Kommunal- oder Landesebene angeregt. Anna 
Hallensleben untersuchte die Geschichte, Organisation, Mitgliederstruktur, Finanzierung und 
Programmentwicklung der Grüne Liste Umweltschutz (GLU), ein Vorläufer der Partei Die 
Grünen. Auch wurde die Grüne Liste in Niedersachen sehr ausführlich erforscht (Hallensleben 
1984). Die Geschichte, Organisationsstruktur und Position der Alternativen Liste Berlin wurde 
                                                             
5 Nach den Kommunalwahlen 1981 in Hessen bildete sich in Kassel und im Landkreis Groß-Gerau eine rot-
grüne Zusammenarbeit heraus. In Marburg wurde ein "Ampelbündnis"(SPD, FDP und Grüne) ins Leben gerufen. 
Dieses Ampelbündnis hat jedoch nicht über ein Jahr gedauert. (Johnsen 1988: 20-24). In Bielefeld hat die 
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von Michael Bühnemann, Michael Wendt und Jürgen Wituschek umfassend dokumentiert 
(Bühnemann/Wendt/Wituschek 1984). Helmut Wiesenthal hat die Geschichte, Bedeutung, 
Programm und Willensbildung der Grünen in Nordrhein-Westfalen erörtert (Wiesenthal 1985).  
Das Auftreten erster rot-grüner Koalitionen auf Landesebene hat auch eine Diskussion bzw. 
Untersuchungen über das Verhältnis zwischen beiden Parteien ausgelöst. Jan Kuhnert hat eine 
Bilanz der Koalition von SPD und Grünen in Hessen aufgestellt (Kuhnert 1988). Björn Johnsen 
hat die Entwicklung der Grünen in Hessen während der rot-grünen Koalition (1982-1985) 
untersucht. In der Untersuchung wurde auch die rot-grüne Beziehung auf Kommunalebene 
berücksichtigt. Der Erfahrungsbericht des Instituts für Kommunalwissenschaften der Konrad-
Adenauer-Stiftung hat das Verhältnis zwischen SPD und Grünen auf kommunaler Ebene in 
Nordrhein-Westfalen ermittelt (Kanitz 1988). Als erste komplette Untersuchung über das 
Verhältnis zwischen SPD und Grünen auf kommunaler Ebene in Deutschland (alte 
Bundesländer) zählt das von Bodo Zeuner geleitete Forschungsprojekt. Im Rahmen dieses 
Projekts kam es zu zwei Veröffentlichungen, nämlich "Rot-Grün in den Kommunen" (Zeuner & 
Wischermann 1994) und "SPD und Grüne" (Berger 1994). Die schwarz-grüne Zusammenarbeit 
auf kommunaler Ebene in Deutschland wurde von Jürgen Hoffmann umfassend untersucht 
(Hoffmann 1997). Allerdings existiert diese Kooperation nur in wenigen Gemeinden und 
Kreisen. 
Die Organisationsstruktur und die Parlamentsarbeit der Grünen auf Landesebene ist ein anderer 
Schwerpunkt der Forschung. Die hinsichtlich dieser Thematik relevanten Untersuchungen sind 
meistens einzelne Fallstudien. Ralf Heidger z.B. untersucht den Landesverband der Grünen in 
Rheinland-Pfalz (Heidger 1987) und Hans-Peter Welte erörtert die Parlamentarisierung der 
Grünen in Baden-Württemberg (Welte 1994). In der von Joachim Raschke geleiteten Forschung 
über die Grünen wurde die Strukturierung und Richtungstendenz der Landesverbände 
westdeutscher Grünen auch systematisch und komparativ untersucht (Raschke 1993). Außerdem 
hat Helmut Fogt das Erscheinungsbild und die Wählerschaft der Grünen in den alten 
Bundesländern dargestellt und analysiert (Fogt 1991).  
Zu den ersten detaillierten Untersuchungen über die Grünen auf Kommunalebene zählt die 
Studie von Thomas Scharf. Er hat die Wirkung des Einzugs der Grünen in die kommunalen 
Parlamente auf die Kommunalpolitik in Westdeutschland gründlich erforscht. So wurde im 
Rahmen von Scharfs Forschung mit dem von Poguntke entwickelten Konzept "Neuer Politik" 
                                                                                                                                                                                              
Bunte Liste nach der Kommunalwahl 1979 mit der SPD zusammengearbeitet (Boch/Schiller-Dickhut/Winter 
1981: 9-43).  
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die Parlamentsbeteiligung der Grünen im Mainzer Stadtrat als Fallstudie untersucht. Scharf 
behauptet, daß die Grünen auf kommunaler Ebene eine "Neue Kommunalpolitik" repräsentieren, 
die im Konflikt mit der traditionellen Kommunalpolitik steht (Scharf 1994). Neben dieser 
Untersuchung wurde auch von Roland Roth Eigenschaft und Entwicklung der Kommunalpolitik 
der Grünen kurz und bündig analysiert (Roth 1991, Roth 1993).  
In Österreich sind nicht viele Untersuchungen über grüne oder alternative Listen auf Kommunal- 
und Landesebene zu finden. Die meisten Untersuchungen sind beschreibende Fallstudien über 
Entwicklung und Entstehungsbedingungen der Grünen in den Bundesländern und Gemeinden. 
Wegen ihrer frühen Entstehung wurde überwiegend die Salzburger Bürgerliste erforscht (Dachs 
1983, Ziesel 1983, Kandolf & Morscher 1986, Gutmann 1983, Gutmann & Pleschberger 1984). 
Die Alternative Liste Graz wurde aufgrund ihrer wichtigen Rolle bei der Gründung der 
Bundesgrünen zu einem Schwerpunkt der Forschung über die lokalen Grünen (Merli & 
Handstanger 1984, Marko 1983, Mitschka-Kogoj 1990). Ansonsten gibt es nur sehr wenige 
Untersuchungen über die Grünen in anderen Bundesländern. Rainer Nick z.B. erörtert die 
Rahmenbedingungen und die Entwicklung der Grünen in Vorarlberg (Nick 1986), Kathrin 
Hämmerle erforschte die Entwicklung und Parlamentarisierung der Grünen Alternative Tirol ( 
Hämmerle 1993) und Ernst Karrer und Ernst Schuller haben die Alternativbewegung in 
Oberösterreich untersucht (Karrer & Schuller 1981). Über die Grünen auf kommunaler Ebene 
in Österreich liegt bisher nur eine einzige knappe Untersuchung vor (Christian & Ulram 1988).  
In der Schweiz gibt es wesentlich weniger Untersuchungen über die Grünen auf kommunaler 
oder kantonaler Ebene als in Deutschland und Österreich. Die Untersuchung von Daniel 
Schloeth ist möglicherweise der einzige deutschsprachige Aufsatz. In dieser Untersuchung 
wurden Entstehungsbedingungen sowie Sozial- und Organisationsstruktur der Grünen Partei des 
Kantons Zürich systematisch und empirisch erforscht (Schloeth 1991).  
Die Forschung zu anderen Grünen Parteien auf kommunaler Ebene in Westeuropa ist kaum 
entwickelt, weswegen eine komparative Untersuchung über die Grünen Parteien auf 
kommunaler Ebene in Westeuropa undenkbar wäre. Die Ursachen dafür liegen darin, daß es 
große forschungstechnische Probleme bei der Informationsbeschaffung gibt, denn die 
Grunddaten von zahlreichen Untergliederungen der Grünen Parteien sind nur schwer zu 
erlangen. Die Grünen Parteien haben zumeist keine genauen Statistiken über die eigene 
Organisation, weil sie über keinen Verwaltungsapparat verfügen, der das Material 
zusammenstellen könnte (Müller-Rommel 1993: 24-25). Viele ihrer Kommunalsektionen 
besitzen nach wie vor eine nur sehr lockere Organisationsstruktur, die auch als eine Wählerliste 
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oder Bürgerinitiative gelten kann (z.B. in Österreich und der Schweiz). Außerdem ist es 
unmöglich, Wahlergebnisse Grüner Parteien auf kommunaler Ebene exakt festzustellen. In den 
offiziellen Wahlstatistiken der einzelnen westeuropäischen Länder sind die Stimmenanteile für 
die Grünen bei den Kommunalwahlen nicht nur unpräzise6, sondern auch unvollständig. 
 
 
1.2 Theorieansätze  
Die vorherrschenden Erklärungen für die Entstehung und den teilweise beachtlichen elektoralen 
Erfolg Grüner Parteien in einigen westeuropäischen Ländern wurden von Müller-Rommel zwei 
verschiedenen theoretischen Ansätzen zugeordnet: dem strukturellen Ansatz und dem 
sozialpsychologischen Erklärungsansatz. Dem strukturellen Ansatz liegt die Annahme zugrunde, 
daß bestimmte Konstellationen im politischen und ökonomischen System den Zugang der 
Grünen zum parteipolitischen Wettbewerb erleichtern beziehungsweise erschweren (Müller-
Rommel 1993: 26). In diesem Ansatz werden Parteiensystem, Wahlsystem und unterschiedliche 
richtungspolitische Regierungsparteien als Erklärungsvariablen für die Entfaltung und den 
Wahlerfolg Grüner Parteien in Westeuropa betrachtet. Claus Offe (1980: 35) spricht 
beispielsweise von einer mangelnden Responsivität der um die Stimmen der politischen Mitte 
konkurrierenden etablierten Parteien auf neue gesellschaftspolitische Herausforderungen. Die 
etablierten politischen Parteien seien durch die Vernetzung mit den großen verbändepolitischen 
Interessenorganisationen in den 80er Jahren primär an ökonomischen und nur sekundär an 
ökologischen Problemen interessiert gewesen. Außerdem sei die Entscheidungsautonomie der 
schwerfällig arbeitenden Parteiapparate durch eine wachsende Autonomie der staatlichen 
Bürokratie eingeschränkt gewesen. Folgen dieser Entwicklung sei unter anderem eine 
wachsende Bereitschaft der westeuropäischen Bürger gewesen, sich den Grünen Parteien 
anzuschließen (Müller-Rommel 1990: 210).  
Der sozialpsychologische Erklärungsansatz basiert auf den Grundgedanken von Ronald 
Inglehart (1977, 1990), der die These aufstellte, daß im Verlauf der vergangenen dreißig Jahre 
in den westlichen Industrienationen eine "stille Revolution" stattgefunden habe, die sich durch 
einen Wertewandel in breiten Bevölkerungskreisen bemerkbar mache. Nach Inglehart hätten 
sich die Werteorientierungen der Bürger von einer Betonung der materiellen und physischen 
Sicherheit auf eine höhere Bewertung von immateriellen (postmaterialistischen) Aspekten des 
                                                             
6 Viele Kommunalsektionen der Grünen Parteien besitzen eigene Parteinamen, wie etwa „Bürgerliste“ oder 
„Alternative Liste“. In den offizielle Statistiken sind die Stimmenanteile solcher Listen oft nur unter der 
Rubrik "sonstige Parteien" zu finden.  
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Lebens verlagert. Insbesondere jüngere und formal höher ausgebildete Alterskohorten würden 
zunehmend mehr die tradierten Leistungsforderungen der Gesellschaft ablehnen und 
Forderungen nach expressiver Selbstverwirklichung äußern. Wilhelm Bürklin (1984: 200) und 
auch Jens Alber (1985ff.) stellen in Anlehnung an Inglehart die These auf, daß dieses Potential 
einen "neuen Idealismus" propagiere und nicht mehr bereit sei, die angeblichen Sachzwänge der 
politischen Realität zu akzeptieren. Dieses ständig wachsende Potential von Bürgern mit neuen 
Werteorientierungen und hohem Mobilisierungsgrad würde die soziale Basis der Grünen bilden 
und deren Wahlerfolge nachhaltig beeinflussen (Müller-Rommel 1993: 27).  
Diese beiden Erklärungsansätze wurden in der Untersuchung von Müller-Rommel erstmals 
miteinander verknüpft, wobei von folgenden zwei theoretischen Überlegungen ausgegangen 
wird: erstens sei die Höhe der Wahlergebnisse von Grünen Parteien in Westeuropa strukturell 
abhängig von einer dauerhaften Unterstützung durch das Wählerpotential mit "neuen" 
Werteorientierungen. Zweitens wären alle Grünen Parteien nach ihrer Gründung permanent mit 
den ökonomischen und politischen Strukturen des jeweiligen Landes konfrontiert, was indirekt 
oder direkt die elektorale und organisatorische Entfaltung Grüner Parteien fördere bzw. hemme, 
wodurch die Relevanz des strukurellen Ansatzes begründet werden könne. Basierend auf diesen 
Überlegungen werden in Müller-Rommels Studie die unterschiedlich hohen Wahlergebnisse 
der Grünen Parteien in Westeuropa mit Hilfe von insgesamt sechs Strukturvariablen erklärt: 
Den Strukturen des sozioökonomischen Systems, des politischen Systems, des Parteiensystems, 
der außerparlamentarischen Kräfteverhältnisse, der politischen Werteorientierungen der Bürger 
sowie der parteiinternen Organisationsfähigkeit der Grünen Parteien (Müller-Rommel 1993: 
27). Mit quantitativ-empirischen Analysen wurde gezeigt, daß Bevölkerungsdichte, 
Inflationsgrad, Anteil der industriellen Erwerbsarbeit, Wahlsystem, Föderalismus, 
Referendumsdemokratie, bürgerlich-dominante Regierungen, Typen von Parteiensystemen, 
Wählerbewegung, neue soziale Bewegungen, neue Werteorientierungen, Vertrauen 
beziehungsweise Mißtrauen in nationale Parlamente und parteiinterne Flügelkämpfe die 
unterschiedlich hohen Wahlergebnisse der Grünen in Westeuropa besonders stark erklären 
(Müller-Rommel 1993: 183-185).  
Nach Poguntke (1993) sind bei den Erklärungsansätzen für das Entstehen und den 
wahlpolitischen Erfolg der Grünen Parteien im internationalen Vergleich zwei 
Argumentationslinien zu unterscheiden. Erstens seien die Grünen das Resultat defizitärer 
Systemleistungen. Zweitens seien die Grünen Parteien ein Produkt der "Neuen Politik". Diese 
Unterscheidung entspricht im Wesentlichen der obengenannten Auffassung von Müller-Rommel. 
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Nur den zweiten theoretischen Ansatz hat Poguntke umfassender und expliziter dargelegt. 
Poguntke behauptet, daß die Grünen als Ausdruck tiefgehender Wandlungsprozesse innerhalb 
der westlichen Industriegesellschaften interpretiert werden können. Unter "Neuer Politik" 
versteht man in diesem Zusammenhang die Erweiterung der politischen Agenda durch von 
postmaterialistischen Werthaltungen inspirierte politische Forderungen und, damit 
einhergehend, Verschiebungen der politischen Verhaltensdispositionen. Daraus folgt, daß grüne 
Politikinhalte und Politikformen nicht nur ein vorübergehendes Phänomen darstellen. Die 
westeuropäischen oder deutschen Grünen werden mit folgenden Bezeichnungen versehen: 
- Partei "neuen Typs" (Niedermayer 1989); 
- Grün-Alternative Partei (New Politics Party) (Poguntke 1987, 1989, Müller-Rommel 
1990); 
- Links-Libertäre Partei (Kitschelt 1988, 1989); 
- Bewegungspartei, Rahmenpartei (Raschke 1991, 1993); 
 
Alle Bezeichnungen beziehen sich mehr oder weniger explizit auf das Phänomen "Neue 
Politik", wobei hinsichtlich des Gewichts verschiedener Erklärungsfaktoren für ihr Entstehen 
unterschiedliche Akzente gesetzt werden. Diese verschiedenen Ansätze seien  im 
Zusammenhang mit den folgende Theorien zu diskutieren:  
- Wertewandel; 
- Gesellschaftlicher Strukturwandel; 
- Theorien der Ressourcenmobilisierung. 
 
Diese Theorien, behauptet Poguntke, können jedoch nur das Entstehen grün-alternativer  
Potentiale erklären. Aus der Perspektive der Parteiforschung ist es jedoch mindestens ebenso 
wichtig zu erklären, welche Determinanten es einer grünen Partei erlauben, diese Potentiale 
auch zu mobilisieren. Diese Frage ist nur im internationalen Vergleich zu beantworten. 
(Poguntke 1993: 205-208). Hierfür gilt die obengenannte Untersuchung von Müller-Rommel 
(1993) als passende Beantwortung. 
Obwohl die oben erwähnten theoretischen Ansätze bisher nur Entstehung und Wahlerfolg der 
Grünen Parteien zu erklären versuchten, ließen sie sich auch auf die Erklärung der 
Parteiaktionen der Grünen Parteien anwenden. In der vorliegenden Untersuchung werden 
deshalb die von Müller-Rommel entwickelte theoretischen Ansatz für die Beteiligungsformen 
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der Grünen Parteien auf Kommunalebene verwendet, um auf diesem Gebiet einen Vergleich 
zwischen den genannten drei Ländern durchzuführen. 
 
 
1.3 Forschungsfragen und Aufbau der Arbeit 
Diese Forschung dient dem Ziel, den Beteiligungsformen der west-, ostdeutschen, 
schweizerischen und österreichischen Grünen Parteien auf kommunaler Ebene im Vergleich 
nachzugehen und Erklärungen für ihre unterschiedlichen Beteiligungsformen zu geben. Bevor 
die Fragestellung der Arbeit explizit formuliert wird, sollen in einem ersten Schritt die 
Beteiligungsformen der Grünen Parteien in der vorliegenden Untersuchung definiert werden.  
Der Begriff "Beteiligung" oder "Partizipation" bezeichnet als diejenigen Handlungen, die 
Bürger freiwillig mit dem Ziel vornehmen, Entscheidungen auf den verschiedenen des 
politischen System zu beeinflussen (Kaase 1997: 160, von Alemann 1975: 41-42). Im 
Mittelpunkt der Analysen der politischen Partizipationsforschung stehen entsprechend die 
verschiedenen, durch einzelne Personen ausgeübten Beteiligungsakte. Diese Akte können nach 
unterschiedlichen Kriterien systematisiert werden: verfaßt versus nicht verfaßt, legal versus 
illegal, legitim versus illegitim und konventionell versus unkonventionell (Kaase 1997: 160-
163, vgl. auch Uehlinger 1988: 13-35). Der in der vorliegenden Untersuchung benutzte Begriff 
"Beteiligungsformen" der Grünen Parteien beinhaltet Beteiligungsakte, die durch einzelne 
Personen ausgeübt werden, z.B. Demonstrationen, Unterschriftensammlungen, 
Verkehrsblockaden, Besetzungen, Bürgerentscheide und -begehren. Die Kommunalsektionen 
der Grünen mobilisieren ihre Anhänger und Sympathisanten, um an verschiedenen politischen 
Beteiligungsformen teilzunehmen.  
Wie bereits erwähnt, agieren die Grünen Parteien viel mehr als andere Parteien mit Hilfe von 
unkonventionellen Protestaktionen, z. B. engagieren sie sich auf der Basis von Boykotten, 
Demonstrationen, Blockaden und ähnlichem (Poguntke 1989: 185-186, 1987: 374-375). Wenn 
man daher die politischen Aktionen von Grünen Parteien untersuchen will, müssen außer 
konventionellen Parteiaktivitäten wie Wahlkampf, Pressearbeit und Informationsveranstaltungen 
auch die unkonventionellen Protestaktionen beobachtet werden. Die Begriffe "Parteiaktivität", 
"Parteiverhalten" oder "Parteitätigkeit" können jedoch diese Besonderheit der Grünen Parteien 
nicht umfassen. Basierend auf dieser Überlegung wird in der vorliegenden Studie statt dessen 
der Begriff "Beteiligungsformen" (konventionelle bzw. unkonventionelle) der Grünen Parteien 
benutzt.  
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Die Forschungsfragen und Arbeitshypothesen dieser Studie können in folgenden 
Themenkomplexen zusammengefaßt werden: 
 
- Wie ist die Geschichte der Grünen in den drei Ländern verlaufen? Was sind ihre 
Ähnlichkeiten und Verschiedenheiten? Welche Wirkungen hat die Entwicklung der Grünen 
Parteien auf die Beteiligungsformen und die Organisationsstruktur der Kommunalsektionen 
der Grünen Parteien ausgeübt? Daraus läßt sich die erste Arbeitshypothese der 
Untersuchung formulieren: 
Je früher eine Kommunalsektion der Grünen Parteien gegründet wurde, desto stärker 
ist ihre Organisationsstruktur und desto weniger unkonventionelle Beteiligungsformen 
hat sie. 
 
- Welches sind die Beteiligungsformen der Kommunalsektionen der Grünen Parteien in den 
drei Ländern? Drücken sich ihre Aktivitäten oft in unkonventionellen Beteiligungsformen 
aus? Welche Unterschiede bestehen zwischen den Beteiligungsformen der 
Kommunalsektionen Grüner Parteien bei den drei Ländern? Durch was wurden die 
Beteiligungsformen der Grünen Parteien auf Kommunalebene beeinflußt? Basierend auf 
diesen Fragen wird folgende Hypothese formuliert: 
Die Beteiligungsformen der Kommunalsektionen der Grünen Parteien sind einerseits 
abhängig von ihren Strukturen und anderseits von politischen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen.  
 
- Sind die Organisationsstrukturen der Grünen in den drei Ländern unterschiedlich? Warum 
sind sie unterschiedlich? Hat ihre jeweilige Organisationsstruktur einen Einfluß auf die 
Beteiligungsformen der Grünen Parteien auf kommunaler Ebene ausgeübt? Wie stark erklärt 
die Organisationsstruktur die Beteiligungsformen der Grünen Parteien auf kommunaler 
Ebene in den drei Ländern? Aus diesen Fragen ergibt sich folgende Arbeitshypothese: 
Wenn eine Kommunalsektion der Grünen Parteien eine starke Organisationsstruktur 
aufweist, dann hat sie mehr Möglichkeiten, unkonventionelle Beteiligungsformen wie 




- Welche Wirkung haben die jeweiligen politischen Systeme und Sozialstrukturen auf die 
unterschiedlichen Beteiligungsformen und Organisationsstrukturen der Kommunalsektionen 
der Grünen Parteien ausgeübt? Haben neue soziale Bewegungen einen Einfluß auf die 
Beteiligungsformen Grüner Parteien auf kommunaler Ebene ausgeübt? Hinsichtlich dieser 
Fragen werden die folgenden Hypothesen formuliert: 
1. Die Kommunalsektionen der Grünen Parteien haben in den Ländern, die stark von 
direkter Demokratie geprägt sind, in der Regel viel mehr Bürgerentscheide und –
begehren durchgeführt als in den durch weniger direkte Demokratie 
charakterisierbaren Ländern.  
2. Die verschiedenen Parteiensysteme wirken sich auf die Entwicklung der Grünen 
Parteien, die Organisationsstruktur ihrer Kommunalsektionen und die 
Zusammenarbeit ihrer Kommunalsektionen mit anderen Parteien aus. 
3. Die Kommunalsektionen der Grünen Parteien haben in den Ländern, in denen 
mehr Bürger an unkonventionellen Beteiligungsformen partizipieren, öfter als in 
den Ländern, in denen weniger Bürger an unkonventionellen Beteiligungsformen 
teilnehmen, unkonventionelle Beteiligungsformen organisiert. 
4. Eine Kommunalsektion der Grünen Parteien hat in den städtischen Kommunen 
eine stärkere Organisationsstruktur als in den ländlichen Kommunen. 
5. Eine Kommunalsektion der Grünen Parteien hat in den städtischen Kommunen 
generell mehr unkonventionelle Beteiligungsformen als in den ländlichen 
Kommunen organisiert.   
 
Um die Fragen zu beantworten und die Hypothesen zu überprüfen, soll zuerst in Kapitel 2 ein 
Untersuchungsdesign vorgestellt und erläutert werden. Die genaue Methode, Begründung der 
Länderauswahl und die Untersuchungsvariablen werden im gleichen Kapitel erläutert. Kapitel 3 
beschreibt die Geschichte und Organisation der Grünen in den drei Ländern, denn vor der 
Analyse der Kommunalsektionen der Grünen war es erforderlich, die Grünen Parteien in den 
jeweiligen Ländern auf Bundesebene darzustellen. Entstehungszeit, Organisationsstruktur, 
Beteiligungsformen und Politikbereiche der Kommunalsektionen der Grünen Parteien in den 
drei Ländern werden im Kapitel 4 ermittelt. In Kapitel 5 sollen mit Hilfe der bivariaten und der 
multivariaten Zusammenhangsanalyse die erklärungsfähigen Variablen für die 
Beteiligungsformen der Kommunalsektionen der Grünen Parteien herausgefunden werden. In 
Kapitel 6 werden die direkten und indirekten Wirkungen des politischen Systems, der 
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Sozialstruktur und der Parteibildung der Bundesgrünen auf die Beteiligungsformen und die 
Organisationsstruktur der Kommunalsektionen der Grünen Parteien untersucht. Den Abschluß 
der Arbeit bildet Kapitel 7 mit einer Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse. 
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2 Das Untersuchungsdesign 
 
Im Zentrum der Arbeit steht der Vergleich der Beteiligungsformen der Kommunalsektionen von 
Grünen Parteien zwischen der drei Ländern und die Erklärung der Unterschiede ihrer 
Beteiligungsformen. Zur Bearbeitung dieser Fragen soll eine empirische Erhebung in den  drei 
Ländern ausgearbeitet werden. Um diese empirische Erhebung durchzuführen, wird jeder 
Kreisverband, jede Bezirksgruppe oder Ortsgruppe7 der Grünen Parteien, nämlich "Bündnis 
90/Die Grünen" in der BRD, "Die Grünen – Die Grüne Alternative" in Österreich und "Grüne - 
Grüne Partei der Schweiz" in der Schweiz, schriftlich befragt. Die anderen lokalen Grünen 
Gruppen, die nicht den Kommunalsektionen der drei Grünen Parteien gehören, wurden in der 
Untersuchung nicht berücksichtigt.  
Im diesem Kapitel werden die Methode und die Vorgehensweise der Untersuchung detailliert 
dargestellt. Der erste Abschnitt geht zunächst auf die Begründung der Länderauswahl und den 
Untersuchungszeitraum ein (2.1). Der zweite Abschnitt beschreibt die Methode der Auswertung 
und das Analyseverfahren beschrieben (2.2). Im Anschluß daran erfolgt die weitere Darlegung 
der Untersuchungsvariablen (2.3).  
 
2.1 Länderauswahl und Untersuchungszeitraum 
Der sozialwissenschaftliche Vergleich dieser drei Länder liegt nahe, weil sie eine Reihe von 
Gemeinsamkeiten haben, die konstante Rahmenbedingungen bilden und die sie von der 
Mehrzahl anderer OECD-Länder unterscheiden. Zu den herausragenden Gemeinsamkeiten 
gehört neben den gemeinsamen Grenzen die deutsche Sprache, die in Österreich und 
Deutschland nahezu ausschließlich und in der Schweiz mehrheitlich gesprochen wird. Damit 
wird ein gemeinsamer Kulturraum geschaffen (Armingeon & Freitag 1997: 7). Zudem sind die 
drei Länder föderative Staaten. Sie haben einen höheren Autonomiegrad der Kommunen als 
sonstige Einheitsstaaten in Westeuropa (Dreier 1994: 261). Basierend auf dieser Sachlage wird 
die Vergleichsgrundlage der vorliegenden Untersuchung auf Deutschland, Österreich und die 
Schweiz begrenzt.  
Neben diesen Gemeinsamkeiten gibt es jedoch in sozialwissenschaftlicher Perspektive 
markante Unterschiede zwischen diesen Ländern. Im sozio-kulturellen Bereich ist dies 
beispielsweise die konfessionelle Zusammensetzung der Bevölkerung. Während in Deutschland 
                                                             
7 Wenn es keine Bezirksgruppen in der Landesorganisation der österreichischen Grünen und in der 
Kantonalpartei der GPS gibt, werden ihre Ortsgruppen befragt.  
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und der Schweiz Katholiken und Protestanten ähnlich stark vertreten sind, ist Österreich ein 
katholisches Land. Die politische Kultur, also die politisch relevanten 
Bevölkerungseinstellungen, weist ebenfalls deutliche Unterscheide auf. Gleichermaßen weichen 
die Staatstätigkeiten bedeutsam voneinander ab. Gemessen an der Staatsquote oder dem Anteil 
der öffentlich Beschäftigen an den Erwerbstätigen ist die Schweiz ein "schlanker" Staat, 
Österreich hingegen ein ausgeprägter Interventionsstaat. Die Bundesrepublik Deutschland 
gleicht in Bezug auf die öffentliche Beschäftigung der Schweiz und hinsichtlich der Staatsquote 
Österreich (Armingeon & Freitag 1997: 8). Darüber hinaus ist der Unterschied des politischen 
Systems zwischen den drei Ländern bemerkenswert. 
Während die BRD und Österreich zur parlamentarischen Demokratie gehören, hat die Schweiz 
ein Mischsystem aus direkt-demokratischen und parlamentarischen Elementen. Das 
Parteiensystem in den drei Ländern ist auch unterschiedlich. Folgende Tabelle vermittelt einen 
Überblick über die großen Unterschiede des politischen Systems zwischen den drei Ländern 
vor:  
Tab. 2.1: Überblick über die Unterschiede des politischen Systems zwischen den drei Ländern  












4% oder ein Direkt-
mandat 
Keine 5% oder ein Direkt-
mandat 
5% oder ein Direkt-
mandat 
Parteiensystem  Drei großen 
Parteien (SPÖ, 






(FdP, CVP, SPS, 
SVP), Nicht-Regie-
rungsparteien (GPS, 
FPS, SD, LdU, LPS, 
EVP, PdA, EDU 
usw.) 
Zwei großen Parteien 
(CDU, SPD), eine 
mittlere große Partei 
(PDS) und eine kleine 
Partei ( GRÜNE) 
Zwei großen Par-
teien (CDU/CSU, 
SPD) und zwei klei-




Ja Nein Ja Ja 
Die staatliche Par-
teienfinanzierung  
Ja Nein Ja Ja 
Quelle: Eigene Anordnung nach Darstellung von Rudzio 1996, Ismayr 1997, Linder 1997, Pelinka 1997, 
Drysch 1998 
 
Auch die politische Gliederung und die Selbstverwaltungskörperschaften auf kommunaler 
Ebene weisen Unterschiede zwischen den drei Ländern auf. In Deutschland gibt es in den 
Bundesländer, die große Flächenländer sind, noch Bezirke, Kreise (kreisfreie Städte) und 
Gemeinden. In Österreich existieren in den Bundesländern nur politische Bezirke sowie 
Statutarstädte und Gemeinden. In der Schweiz sind die Kantone in Amtsbezirke und Gemeinden 
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(Städte) untergliedert. Die Kreise und die Gemeinden sind in der BRD die 
Selbstverwaltungskörperschaften. In Österreich und der Schweiz sind die Gemeinden und 
Städte die Selbstverwaltungskörperschaften. Der räumliche Geltungsbereich der 
Untergliederungen der Grünen Parteien auf Landesebene oder kantonaler Ebene deckt sich 
deshalb mit der entsprechenden politischen Gliederung in den Gemeinden (Städten), 
Landkreisen (kreisfreie Städten), Amtsbezirken, politischen Bezirken und Bezirken. Während in 
Deutschland die Kreisverbände die wichtigsten Kommunalsektionen der Grünen sind, spielen 
in Österreich und der Schweiz die Ortsgruppen der Grünen Parteien eine große Rolle (vgl. 
Kap.3). 
Die Gemeindegrößen zwischen den drei Ländern sind auch sehr unterschiedlich. In der Schweiz 
und Ostdeutschland haben über 60% der Gemeinden nicht über 1000 Einwohner. In Österreich 
haben die meisten Gemeinden (65,0) zwischen 1000 und 5000 Einwohner. Die westdeutschen 
Gemeinden sind vergleichsweise noch größer (siehe Tab. 2.2).  
 
Tab. 2.2: Gemeinden nach den drei Ländern und Gemeindegrößenklassen  
 Gemeinden             Gemeinden mit ... bis unter... Einwohner 
 insgesamt Unter 1000 
 
   N            % 
1000-5000 
 
   N            % 
5000-10000 
 
   N      % 
10000-50 000 
 
   N      % 
50000 und 
mehr 
  N       % 
Westdeutschland* 8513  2856    33,5 3326    39,1 1038   12,2 1128   13,3 165     1,9 
Österreich 2351   623    26,5 1529    65,0   130     5,5     60     2,6     9     0,4 
Schweiz 3019 1911    63,3   863    28,6   135     4,5   101     3,4     9     0,3 
Ostdeutschland 6048 4069    67,3 1575    26,0   189     3,1   189     3,1   26     0,4 
*Einschl. Berlin 
Quelle: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 1998, Wiesbaden, S. 56-57 
             Statistisches Jahrbuch für die Republik Österreich, 1994, Wien, S. 18 
             Rüegg 1994: 46 
 
Die bereits erwähnten Unterschiede der politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
haben sicherlich die Entwicklung und den Charakter der Grünen Parteien in den drei Ländern 
beeinflußt. Dies soll als ein wichtiger Hintergrund des Vergleichs der Kommunalsektionen der 
Grünen Parteien in den drei Ländern betrachtet werden.  
Der Untersuchungszeitraum ist grundsätzlich auf die Jahre 1994-1996 festgelegt. Dieser 
Zeithorizont ergibt sich hauptsächlich aus datentechnische und damit forschungspragmatischen 
Gründen. Es erweist sich als erhebliche Schwierigkeit, daß bei der schriftlichen Befragung die 
Befragten sich an viele zeitlich zurückliegenden Parteiaktivitäten nicht erinnern können. Um die 
präzise Antworten zu bekommen, soll der Untersuchungszeitraum auf die Jahre zwischen 1994 
und 1996 beschränkt bleiben.  
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2.2 Methode der Untersuchung 
Ausgangspunkt der Untersuchung ist die Frage, wie unterschiedlich die Beteiligungsformen der 
Kommunalsektionen der Grünen Parteien zwischen den drei Ländern sind und von welchen 
Faktoren und Bedingungen die Unterschiede beeinflußt werden. Zur Beantwortung der Frage 
soll zunächst eine Totalerhebung der Kommunalsektionen der Grünen Parteien in den drei 
Ländern durchgeführt werden. Daneben wird ein Erklärungsmodell erstellt, um die 
Unterschiede der Kommunalsektionen der Grünen Parteien zwischen den drei Ländern 
darzulegen.  
Schriftlich befragt wurden alle Kreisverbände der deutschen Grünen, Bezirksgruppen oder 
Ortsgruppen der schweizerischen und österreichischen Grünen Parteien, in denen ein Vorstand 
oder eine Geschäftsstelle existiert. Die Adressen der Kommunalsektionen stammen von den 
Landesverbänden der deutschen Grünen, den Landesorganisationen der österreichischen Grünen 
und den kantonalen Partei der GPS. Die Kommunalsektionen der Grünen Parteien in Salzburg, 
Tirol, Schaffhausen, Solothurn und der Grünen in Basel-Land konnten wegen Unverfügbarkeit 
ihrer Adressen nicht befragt werden.  
Die Fragebogen wurden insgesamt an 680 Kommunalsektionen der Grünen Parteien geschickt. 
Die Rücklaufquote betrug insgesamt 45,41%. Von den angeschriebenen westdeutschen 
Kreisverbänden antworteten 169, also 48,8%, von den angeschriebenen ostdeutschen 
Kreisverbänden antworteten 52, also 41,9% , von den angeschriebenen österreichischen 
Kommunalsektionen antworteten 45, also 36,0%, von den angeschriebenen schweizerischen 
Kommunalsektionen antworteten 41, also 48,2% (siehe Tab. 2.3). In Österreich ist das 
Verhältnis von Bezirksgruppen zu Ortsgruppen die sich an der Befragung beteiligten jeweils 10 
zu 35. In der Schweiz jeweils 19 zu 22. Der Unterschied zwischen Bezirksgruppen und 
Ortsgruppen in Österreich und der Schweiz ist sehr gering. In der vorliegenden Untersuchung 
gelten die beiden Arten der Kommunalsektionen als gleich. Sie sind alle als 
Kommunalsektionen zu analysieren.  
 






Westdeutschland 346 169 48,8 
Ostdeutschland 124   52 41,9 
Österreich 125   45 36,0 
Schweiz   85   41 48,2 
Total 680 307 45,1 
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Das Erklärungsmodell der Untersuchung ist wie in Schaubild 2.1 gezeigt. Die 
Beteiligungsformen der Kommunalsektionen soll durch die Strukturen der Kommunalsektionen 
und die politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen erklärt werden. Die Strukturen 
der Kommunalsektionen der Grünen Parteien gelten als "Intervenierende Variablen", weil sie 
einerseits Einfluß auf die Beteiligungsformen der Kommunalsektionen haben und anderseits von 
den politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen beeinflußt werden. Die genauen 
Variablen und die Operationalisierung der Variablen der politischen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen und Strukturen der Kommunalsektionen werden im nächsten Abschnitt 
dargelegt.  
 







Basierend auf dem Erklärungsmodell werden zwei Vorgehensweisen angewandt. Erstens sind 
mit statistischen Methoden die Zusammenhänge zwischen den Strukturen und 
Beteiligungsformen der Kommunalsektionen der Grünen Parteien zu analysieren und die 
Erklärungseffekte der Strukturen der Kommunalsektionen zu den Beteiligungsformen der 
Kommunalsektionen zu ermitteln. Diese Methode dient dem Ziel, die Unterschiede der 
Beteiligungsformen zwischen den Kommunalsektionen der Grünen Parteien innerhalb der 
jeweiligen Länder zu erklären.  
Zweitens sollen durch eine qualitative Analyse die Auswirkungen der politischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen auf die Strukturen und Beteiligungsformen der 
Kommunalsektionen herausgefunden werden. Mit Hilfe der Analyse werden die Unterschiede 
der Strukturen der Kommunalsektionen und Beteiligungsformen der Kommunalsektionen der 
Grünen Parteien zwischen den drei Ländern erklärt.  
 
2.3 Die Untersuchungsvariablen 
Die verschiedenen Beteiligungsformen der Kommunalsektionen der Grünen Parteien in den drei 









enthalten Informationsveranstaltungen, öffentliche Stellungnahmen in den Medien, Boykotte, 
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, Demonstrationen, Verkehrsblockaden, Besetzungen, 
Bürgerinitiativen und Unterschriftensammlungen. Die Tabelle 2.4 zeigt, wie die Variablen 
gemessen werden.  
 





- Öffentliche Stellungnahmen in den Medien 
- Informationsveranstaltungen 













- Bürger-, Volksbegehren  
- Bürger-, Volksentscheide 





- nicht organisiert 
 
Die Strukturen der Kommunalsektionen enthalten die Geschichte der Kommunalsektionen, die 
Organisationsstruktur und innerparteiliche Aktivitäten. Die Zuordnung der Variablen zeigt 
Tabelle 2.5 gezeigt. Mit den Variablen werden die verschiedenen Beteiligungsformen der 
Kommunalsektionen der Grünen Parteien in den jeweiligen Ländern erklärt. Diese Erklärung ist 
mit einer statistischen Analyse durchführen.  
 
Tab. 2.5: Variable in den Strukturen der Kommunalsektionen  
Geschichte der 
Kommunalsektionen 
Innerparteiliche Aktivitäten Organisationsstruktur 
- Entstehungsweise - Häufigkeit der 
Mitgliederversammlungen 
- Mitgliederzahlen 
- Gründungsjahr - Häufigkeit der Vorstandssitzungen - Parteiorgane 
 - Informationsblatt - Satzung 
 - Arbeitsgruppe - Geldquelle 
  - Konflikt zwischen Kommunalsek-
tionen und Landes- oder Kantons-
partei 
 
Die politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in den drei Ländern werden in der 
vorliegende Untersuchung als unabhängige Variablen betrachtet. Ihre Auswirkungen auf die 
Strukturen und Beteiligungsformen der Kommunalsektionen der Grünen Parteien in den drei 
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Ländern werden in Kapitel 6 analysiert. Es bleibt allerdings zu fragen, welche politischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen relevant sind und wie sie auf die Strukturen und 
Beteiligungsformen der Kommunalsektionen wirken.  
Um die Fragen zu beantworten, werden zuerst die Variablen der politischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen festgestellt. Wie in Kapitel 1 dargestellt, werden in 
Müller-Rommels Studie die unterschiedlich hohen Wahlergebnisse der Grünen Parteien in 
Westeuropa mit Hilfe von insgesamt sechs Strukturvariablen erklärt: Den Strukturen des 
sozioökonomischen Systems, des politischen Systems, des Parteiensystems, der 
außerparlamentarischen Kräfteverhältnisse, der politischen Werteorientierungen der Bürger 
sowie der parteiinternen Organisationsfähigkeit der Grünen Parteien (Müller-Rommel 1993: 
27). Basierend auf den sechs Strukturvariablen wurden insgesamt 36 Variable von Müller-
Rommel geprüft, in wie weit sie die unterschiedlich hohen Wahlergebnisse der Grünen Parteien 
in Westeuropa erklären können (Mnüller-Rommel 1993: 99-103). Diese Variablen sind jedoch 
nicht alle sinnvoll zur Erklärung der Strukturen und Beteiligungsformen der Kommunalsektionen 
der Grünen Parteien. Die Beschäftigungsstruktur und der Föderalismus sind beispielsweise 
bedeutungslos für die hier ausgewählten drei Länder. Einige Variable, wie politischen Werte 
und Einstellungen der Bevölkerungen, können durch die politische Partizipation der 
Bevölkerung ersetzt werden. Basierend auf diesen Überlegungen werden insgesamt 13 Variable 
ausgewählt (siehe Tab. 2.6).  
 
Tab. 2.6: Variablen der politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen  
Politisches System - Wahlhürde 
 - Direkte Demokratie 
 - Parteiensystem 
     1. die Rechtsstellung der Partei  
     2. die staatliche Parteienfinanzierung  
     3. Rolle der grünen Parteien im Parteiensystem 
Politische Partizipation der 
Bürger  
- Unkonventionelle Partizipation der Bürger 
- Konventionelle Partizipation der Bürger  
Sozialstruktur - Bevölkerungsdichte der Kommunen 
 - Gemeindegröße und -typ 
Neuen soziale Bewegungen  - Entwicklung der neuen sozialen Bewegungen  
- Sorte der neuen sozialen Bewegungen   
Parteibildung der 
Bundesgrünen   
- Entstehung der Bundespartei der Grünen  
- Konsolidierung der Bundespartei der Grünen  
 
Schließlich werden die Kommunalsektionen der Grünen Parteien in den jeweiligen Ländern als 
einheitlich bezeichnet, um die Auswirkungen der politische und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen auf die Unterschiede der Strukturen und Beteiligungsformen der 
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Kommunalsektionen der Grünen Parteien zwischen den drei Ländern zu ermitteln. Das 
politische System, die politische Partizipation der Bürger, die Sozialstruktur, Neuen sozialen 
Bewegungen und die Parteibildung der Bundesgrünen sind hier als erklärende Variablen für die 
Unterschiede der Strukturen und Beteiligungsformen der Grünen Parteien zwischen den drei 
Ländern anzusehen. Diese Erklärung ist mit einer qualitativen Analyse durchzuführen.  
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3  Der Überblick über die Grünen Parteien  
 
 
In diesem Kapitel soll die Geschichte und Organisation von Grünen Parteien in drei Ländern 
beschrieben werden. Das Schwerpunkt der Darstellung steht erstens die Fragen nach des 
Entstehungsprozesses von grünen, alternativen und bunten Listen auf Kommunal- und 
Länderebene. Wie kamen die vielfältige Bürgerinitiativen, neue soziale Bewegungen und 
linke Gruppen zu den grünen, alternativen und bunten Listen auf kommunaler Ebene 
zusammen? Wie entwickelten sich diese lokalen Listen zur Landes- oder Kantonalpartei? 
Zweitens wird gefragt nach der Geschwindigkeit der Entwicklung Grüner Parteien von 
Gründung bis Konsolidierung auf Bundesebene. Drittens werden die ordentliche 
Parteiorganisation von Grünen Parteien dargestellt. Die Darstellung sollte besonderes auf die 
Mitgliederentwicklung, Parteiorgane und Parteigliederungen der Grünen Parteien auf Bundes- 
und Landesebene konzentrieren. Am letzt werden die Geschichte und Organisation der 
Grünen Parteien in drei Ländern einen kurz und bündigen Vergleich angestellt werden. 
 
3.1 Deutschland 
3.1.1 Die Geschichte von Bündnis 90/Die Grünen in der BRD 
Die gegenwärtigen Grüne Partei „Bündnis 90/Die Grünen“ in der BRD ist von westdeutschen 
Grünen „Die Grünen“ und ostdeutschem „Bündnis 90“ in 1993 assoziieren. Die folgende 
Teile werden die Geschichte der Grünen und Bündnis 90 einzeln dokumentiert. 
 
3.1.1.1 Die Entstehung der Grünen auf westdeutscher Länderebene 
 
Bürgerinitiativen für Umweltschutz 
Gegen Ende der sechziger Jahre entstanden in der Bundesrepublik Deutschland 
Bürgerinitiativen als Aktionsgruppen gegen administrative Maßnahmen, Behördenwillkür und 
Infrastrukturmängel. Ihre Aktionen richteten sich meist gegen Mißstände im Erziehungs- und 
Sozialbereich oder in der kommunalen Wohnungs- und Verkehrsplanung. Ihre Aktivitäten 
waren zeitlich und örtlich eng begrenzt, und ihre Mitglieder waren in der Regel Bewohner des 
betroffenen Stadtteils oder der betroffenen Gemeinde (Mez 1987: 263). Mit dem Aufkommen 
des ökologischen Themas verdichtete sich das Aktionsfeld der Bürgerinitiativen allerdings 
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zunehmend stärker auf diesen neuen Bereich. Ein Markstein dieser Tendenz war im Juni 1972 
die Gründung des „Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz“ (BBU) aus damals 16 
Mitgliedsinitiativen. Bis Mitte der siebziger Jahre waren in der BRD zwischen 15,000 und 
20,000 Bürgerinitiativen entstanden, die in verschiedenen gesellschaftlichen Sektoren wie 
Wohnen und Mieten, Schule, Kindergarten, Jugend, Randgruppen und kommunalen 
Einrichtungen aktiv ihre Interessen vertraten oder sich Umweltschutzproblemen im engeren 
Sinne widmeten. Die Zahl der Umweltschutz-Bürgerinitiativen wird dabei auf 3000 bis 4000 
geschätzt, von denen sich ca. 1000 im BBU zusammengeschlossen haben (Klotzsch/Stöss 
1984: 1510-1513). 
Innerhalb der Umweltbewegung spielten und spielen die gegen die Nutzung der Atomkraft für 
wirtschaftliche (und militärische) Zwecke gerichteten Bürgerinitiativen eine bedeutende, wenn 
nicht gar ausschlaggebende Rolle. Massenhafter Widerstand gegen den Bau von 
Atomkraftwerken setzte 1971/72 anläßlich eines zunächst bei Breisach und schließlich bei 
Wyhl geplanten Atomkraftwerks ein. Dort ansässige Weinbauern und AKW-Gegner aus der 
näheren Umgebung schufen einen Verbund westdeutscher, französischer und schweizerischer 
Bürgerinitiativen und stellten durch spektakuläre Aktionen (Bauplatzbesetzung, 
Volkshochschule) eine nicht nur politische, sondern auch juristische und kulturelle 
Gegenöffentlichkeit her (Klotzsch/Stöss 1984: 1512-1513). Am 18. Februar 1975 kam es zum 
ersten größeren Versuch eines gewaltfreien „Aufstandes“ in der Bundesrepublik Deutschland, 
als die badisch-elsässischen Initiativen8 den Bauplatz des geplanten Atomkraftwerks Whyl am 
Kaiserstuhl besetzen. Mit diesem Akt des zivilen Ungehorsams erreichte der Kampf gegen 
Atomkraftwerke einen vorläufigen Höhepunkt (Mez 1987: 267). Nach weiteren Aktionen 
gegen Atomanlagen in anderen Bundesländern eskalierte der „Atomkonflikt“ Ende 1976 
durch bürgerkriegsähnliche Zustände bei Demonstrationen gegen das geplante AKW bei 
Brokdorf. Und im März 1977 kam es schließlich zu einer blutigen Schlacht zwischen 
Demonstranten und Bewachern des festungsartig ausgebauten Bauplatzes für ein AKW bei 
Grohnde (Klotzsch/Stöss 1984: 1513). Die Hoffnung der Bürgerinitiativen, aus der Anti-
AKW-Bewegung würde eine Volksbewegung werden, führte nach den gewaltsamen 
Auseinandersetzungen in eine Sackgasse. Neue Aktionsformen mußten gefunden werden, um 
die Sympathien der Bevölkerung zurückzugewinnen. Um der Bürgerinitiativbewegung neue 
                                                          
8 Die badisch-elsässichen Bürgerinitiativen bestanden aus rund 50 Bürgerinitiativen und Aktionsgruppen aus 
Deutschland, Frankreich und der Schweiz. 
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Impulse zu geben, wurde im Mai 1977 in Schwarmstedt die „Umweltschutzpartei“ (USP) 
gegründet (Müller-Rommel/Poguntke 1992: 319). 
Die Gründungsphase der Grünen fällt auf das Ende der siebziger Jahre, als sich in einzelnen 
Städten und Landkreisen unterschiedliche Bürgerinitiativen und kommunale Wähler-
vereinigungen an Wahlen beteiligten. Ohne solche kommunalen Vorläufer wäre es wohl nicht 
zur Gründung der Bundespartei Die Grünen gekommen. Es ist kaum möglich, die Geschichte 
der grünen Bundespartei richtig zu verstehen, ohne die Entstehungsprozesse der grünen, 
alternativen und bunten Listen in den einzelnen Bundesländern genauer zu kennen (Müller-
Rommel/Poguntke 1992: 319).  
 
Vorläufer der Grünen auf Länderebene  
Die Entstehung der Grünen nahm ihren Anfang in Niedersachsen. Als Anfang 1976 der Plan 
für eine zentrale Atommüllwiederaufbereitungs- und endlagerungsstätte (im folgenden WAA) 
bekanntgegeben wurde, entstanden in Niedersachsen mehrere neue Bürgerinitiativen. Als 
möglicher Standort für die WAA standen zunächst die Orte Aschendorf, Lichtenmoor und 
Lutterloh bei Unterlüß zur Wahl, während Gorleben erst später benannt wurde. Die ersten 
Kreisverbände der neuen Umweltschutzpartei waren Kreis Fallingbostel, Hannover-Land, 
Uelzen, Hildesheim, Holzminden, Osterholz und Wilhelmshaven. Vergleicht man die 
geographische Lage dieser Kreisverbände mit den WAA-Projekten von 1976, so fällt auf, daß, 
abgesehen von Aschendorf, im Falle von Lichtenmoor im Kreis Fallingbostel, Hannover-Land 
und Lutterloh im Kreis Uelzen ein deutlicher Zusammenhang zwischen dem Entstehen der 
Kreisverbände und den WAA-Projekten besteht (Hallensleben 1984: 45-46).  
Als sich am 11. Mai 1977 die niedersächsische Bürgerinitiative Schwarmstedt, die sich zur 
Abwehr des geplanten Atomkraftwerks Grohnde gebildet hatte, auf maßgebliches Betreiben 
des 36jährigen Oberregierungsrates Carl Beddermann zur „Umweltschutzpartei“ (USP) 
umformte, war nur den wenigsten Beteiligten klar, daß hier die Geburtsstunde für die vierte 
politisch-parlamentarische Kraft in der BRD geschlagen hatte. Das knappe Sechs-Punkte-
Programm der USP, die schon den Blick auf die 1978 anstehenden Landtagswahlen in 
Niedersachsen richtete, konzentrierte sich auf umweltpolitische Fragen im engeren Sinne. Der 
Verzicht auf atomtechnische Anlagen, ein verstärkter Gewässer- und Artenschutz sowie der 
Erhalt von historisch gewachsenen Selbstverwaltungseinrichtungen standen dabei im 
Mittelpunkt. Aussagen zu Wirtschafts- oder außenpolitischen Fragen wurden nicht gemacht 
(Kleinert 1992: 14-15).  
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Ein anderer Versuch, eine Umweltschutzpartei zu gründen, ging von Georg Otto aus. Er trat 
als Vertreter der liberalsozialistischen Freiwirtschaftslehre für einen „Dritten Weg“ zwischen 
„westlichem Privat- und östlichem Staatskapitalismus“ ein. Im Februar 1977 hatte er auf einer 
Tagung des Weltbundes zum Schutze des Lebens den Zusammenschluß aller Umwelt- und 
Lebensschützer auf Bundesebene zu einer gemeinsamen Wahlliste angeregt und bei der 
Grohnde-Demonstration im März 1977 auf Flugblättern zur Wahlbeteiligung an der 
niedersächsischen Landtagswahl aufgerufen (Klotzsch/Stöss 1984: 1515). Im August 1977 
hatte sich eine aus der Hildesheimer Bürgerinitiative gegen das AKW Grohnde 
hervorgegangene Gruppe um Georg Otto der USP als Kreisverband angeschlossen. Nach 
Differenzen um ein freisozial orientiertes Wirtschaftsprogramm spaltete sich der Kreisverband 
am 1. September 1977 als „Grüne Liste Umweltschutz“ (GLU) wieder von der USP ab. 
(Wünsch 1995: 46). Bei den Kommunalwahlen in Landkreis Hildesheim erzielten sie 1,2% 
der Stimmen und ein Mandat im Kreistag.  
Im Kreis Hameln-Pyrmont fanden zum gleichen Zeitpunkt wie in Hildesheim vorgezogene 
Kreistagswahlen statt. Auch hier hatte sich als Reaktion auf den Atomkraftwerksbau in 
Grohnde eine Bürgerinitiative gebildet, allerdings erst spät, als die ersten Baugenehmigungen 
schon erteilt waren. Am Anfang gab es in dieser Bürgerinitiative viele bürgerliche Kräfte, 
auch CDU-Mitglieder und Ehepaare aus früheren Kindergarteninitiativen etc.. Aufgrund der 
unterschiedlichen Interessen und Standpunkte spaltete sich die Bürgerinitiative in vier 
verschiedene Initiativen auf. Es gab die gemäßigte, bürgerliche Initiative „Bürger gegen 
Atom“ (BGA), in der auch Mitglieder der etablierten Parteien, Lehrer, wie die spätere 
Landtagswahlkadidatin der GLU, Heidrun Winkler, und Vertreter von Natur- und 
Umweltschutzvereinen, wie der über 70 Jahre alte Werner Schirr aus Bad Pyrmont, der 
Vorsitzender des Weltbundes zum Schutz des Lebens (WSL) war und später bei der GLU 
auch noch auf Bundesebene eine Rolle spielte, aktiv waren. Weiter gab es die 
„Bürgerinitiative Hameln“, die aus jüngeren Mitgliedern mit etwas stärkeren Sympathien für 
im weitesten Sinne sozialistisch oder gewerkschaftlich orientierte Gruppierungen bestand. 
Dann gab es die „GAU“, deren Name eine Anspielung auf den „großt-möglichen 
Atomkraftwerksunfall“ war. Diese Initiative bestand hauptsächlich aus Intellektuellen, die die 
Zeitung „Grohnder Landbote“ zur Information der Öffentlichkeit herausgaben, sie selbst 
finanzierten und verteilten. Und schließlich gab es noch die WGA, „Wählergemeinschaft - 
Atomkraft, nein danke“, die sich der SAG, der „Sozialistischen Arbeitergemeinschaft“, 
verbunden fühlte und sich an der Wahl beteiligte. Die Mitglieder der späteren GLU gingen in 
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erster Linie aus der BGA hervor, während die WGA einer Etablierung im Sinne der GLU 
skeptisch gegenüberstand. Im Landkreis Hameln-Pyrmont bekam die WGA 2,3% der 
Stimmen und einen Sitz im Kreistag (Hallensleben 1984: 66-67). 
Nach dem Wahlerfolg der GLU in Hildesheim wollte die USP mit Blick auf die Landtagswahl 
in Niedersachsen 1978 mit Georg Otto über einen Zusammenschluß verhandeln, da die GLU 
(im Hinblick auf den Wahlerfolg) positive praktische Arbeit gezeigt hatte. Im November 1977 
fusionierten die beide Gruppen zur niedersächsischen Landespartei GLU. Bei dieser Fusion 
wurde der Name GLU, aber das Programm der USP übernommen (Kleinert 1992: 16). Die 
neue Partei GLU hatte damals 11 Kreisverbände, wobei 8 der 11 Kreisverbände ursprünglich 
USP-Kreisverbände gewesen waren (Hallensleben 1984: 69). 
Anläßlich der bevorstehenden Landtagswahl am 4. Juni 1978 fanden in Hannover zwei von 
der WGA initiierte Wahlkongresse statt, auf denen Bürgerinitiativen, Verbände und politische 
Organisationen die Bedingungen diskutierten, unter denen sie sich gegebenenfalls bereit 
finden wollten, die GLU zu unterstützen. Die GLU war zwar objektiv auf die Unterstützung 
der Bürgerinitiativen angewiesen, da sie sich bislang nur in etwa einem Drittel der Wahlkreise 
konstituieren konnte; in der Frage aber, die Partei den Bürgerinitiativen zu öffnen, war sie 
gespalten: Während ein Teil der GLU-Anhänger am Gründungskonzept festhielt, sprach sich 
ein anderer Teil, wohl überwiegend aus wahltaktischen Gründen, für eine stärkere 
Zusammenarbeit mit den Initiativen aus. Da sich Beddermann auf dem zweiten Kongreß mit 
dem Hinweis auf die noch von einem GLU-Kongreß zu verabschiedende Wahlplattform nur 
zu vagen Zugeständnissen bereitfand, sah sich der Kongreß nicht in der Lage, einen 
Unterstützungsbeschluß für die GLU zu fassen. Für die WGA war damit die Grundlage für 
eine mögliche Zusammenarbeit wegfallen. Dennoch ebnete die von Beddermann in Aussicht 
gestellte Kooperationsbereitschaft vielen engagierten AKW-Gegnern und BI-Mitarbeitern den 
Weg in die GLU, so daß sich das Kräfteverhältnis innerhalb der Partei deutlich zugunsten des 
bis dahin unbedeutenden basisdemokratischen, auf Kooperation mit den Bürgerinitiativen 
bedachten Flügels verschob. Auf einer späteren, der Kandidatenaufstellung dienenden 
Versammlung konnte sich der BI-Vertreter Martin Mombauer (Lüchow-Dannenberg) als 
Spitzenkandidat gegen den GLU-Vorsitzenden Beddermann durchsetzen (Klotzsch/Stöss 
1984: 1517-18). 
Mit der Perspektive des baldigen Einzugs in den niedersächsischen Landtag gelang es, bis 
Ende April 1978 die GLU in nahezu allen niedersächsischen Wahlkreisen zu gründen 
(Schnieder 1998: 68). Bei der Wahl am 4. Juni 1978 erzielte die GLU 151,733 Stimmen bzw. 
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3,9%, örtlich freilich wesentlich höhere Ergebnisse - im Wahlkreis Lüchow-Dannenberg (wo 
Gorleben liegt) beispielsweise 17,8%. Der schwelende Konflikt zwischen den verschiedenen 
politischen Richtungen  innerhalb der GLU fand auf dem Parteitag in Liebenau 
(22./23.7.1978) mit dem Rücktritt Beddermanns und der Wahl Georg Ottos, Martin 
Mombaurs und Werner Schirrs zu gleichberechtigten Nachfolgern seinen Höhepunkt und 
vorläufigen Abschluß. Das Ausscheiden Beddermanns machte sichtbar, daß sich in der GLU 
fortan die Position eines „Dritten Weges“ jenseits von Kapitalismus und Sozialismus 
durchsetzte (Klotzsch/Stöss 1984: 1518). 1981 nahm die niedersächsische GLU offiziell den 
Namen “Die Grünen“ an.  
Während sich die grünen Listen in Niedersachsen organisatorisch zu einer Partei 
zusammengeschlossen hatten, kam es in den anderen norddeutschen Ländern entweder zu 
Konkurrenzkandidaturen (Hamburg, Bremen) oder doch zumindest zu konkurrierenden 
Listengründungen (Schleswig-Holstein). 
Anstoß für eine Beteiligung an der Bürgerschaftswahl in Hamburg gab die Bürgerinitiative 
Umweltschutz Unterelbe (BUU), die sich vor allem gegen den Bau des AKWs bei Brokdorf 
einsetzte. Im Gegensatz zu der GLU in Niedersachsen strebte man ein breites Bündnis von 
Initiativegruppen an. Am 29. Januar und am 18. März 1978 fanden in Hamburg auf diese 
Anregung der BUU (Hamburg) hin Wahlkongresse statt, zu denen eine außerordentlich 
heterogene Teilnahmerschaft aus Delegierten von Bürgerinitiativen und Stadtteilgruppen, von 
Frauen-, Mieter-, Schüler-, Jugend- und Ausländergruppen erschienen war; ferner nahmen 
Gewerkschafter, Vertreter der „Homosexuellen Aktion Hamburg“, der Gefangenenselbsthilfe, 
der Natur- und Lebensschutzverbände und schließlich Vertreter ökologisch orientierter 
Kleinparteien wie die Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher (AUD), die Freisoziale 
Union (FSU), die Europäische Föderalistische Partei (EFP) sowie Vertreter anderer politischer 
Gruppierungen, wie etwa des Kommunistischen Bundes (KB), daran teil (Klotzsch/Stöss 
1984: 1519). 
Am 18. März konstituierte sich das radikaldemokratische und in weiten Teilen dem linken 
Flügel der Umweltbewegung zuzurechnende Bündnis als Bunte Liste - Wehrt Euch. Initiativen 
für Demokratie und Umweltschutz (BLW), in dem der Kommunistische Bund (KB) über 
erheblichen Einfluß verfügte. Dagegen gründeten die Konservativen Umweltschützer im April 
1978 die „Grüne Liste Umweltschutz Hamburg“ (GLU/HH). Gespräche über eine 
gemeinsame Kandidatur zur Bürgerschaftswahl 1978 scheiterten einerseits, weil die GLU/HH 
nicht mit kommunistischen Gruppierungen zusammenarbeiten wollte, und andererseits, weil 
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die Bunten sich weigerten, gemeinsam mit einigen Rechtsextremisten auf der Liste der GLU 
zu kandidieren (Müller-Rommel 1992: 321). Bei der Bürgerschaftswahl am 4. Juni 1978 
erzielte die BLW 3,5% und die GLU 1,0% der Stimmen. Bei den gleichzeitig stattfindenden 
Kommunalwahlen zog die BLW mit zwei Abgeordneten in die Bezirksversammlung von 
Eimsbüttel ein ( Klotzsch/Stöss 1984: 1521). 
Nach der Wahl war die vom KB dominierte Bunte Liste im Frühjahr 1980 praktisch 
zerbrochen. Die Gruppe Z9 ging zu den Grünen und übernahm von Anfang an die Kontrolle 
der Hamburger Grünen, die 1980 einen kurzen Aufschwung erlebten, um dann aber in der 
Stadt eine Nebenrolle zu spielen, relativ isoliert vom linksradikalen Milieu. Aus dem KB 
rekrutierte sich ein Jahr später das Bunte Liste Initiativentreffen, das vor allem die Fragen 
einer Kandidatur bei den Bürgerschaftswahlen 1982 vorbereitete. Im November 1981 wurde 
die Alternative Liste (AL) gegründet. Personell von der alten Bunte Liste/KB-Mehrheit 
dominiert, durch neue Personen und organisationspolitische Innovationen für ein weiteres 
Linksspektrum attraktiv gemacht, war die Zusammenfassung der außergrünen Kräfte in der 
AL die Voraussetzung für die nun folgenden Verhandlungen zwischen den Grünen und der 
AL. Die Gründung der Grün-Alternativen Liste (GAL) im März 1982 war ein in zähen 
Verhandlungen erreichter Kompromiß, der die 1979 zerstrittenen KB-Fraktionen nach einer 
Abkühlung der Gemüter in getrennten Organisationen und unter dem Zwang des 
wahlpolitischen Überlebens wieder zusammenführte. Die GAL war zunächst nur ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag der getrennt weiterexistierenden Grünen und AL. Am 1. 
Dezember 1984 hielten die Grünen und die AL schriftlich fest, daß die GAL den 
Landesverband der Grünen in Hamburg stellen sollte (Raschke 1993: 297-300). Im Oktober 
1984 schloß sich die GAL der Bundespartei „Die Grünen“ an und kandidierte zur 
Bürgerschaftswahl 1986 erstmals als organisatorisch einheitliche Formation unter dem Namen 
“Die Grünen/GAL“ (Müller-Rommel/Poguntke 1992: 319). 
In Schleswig-Holstein setzte die Wahldiskussion Ende 1977 anläßlich der kurz 
bevorstehenden Kommunalwahl ein. Nach zwei vorbereitenden Treffen in Nordfriesland 
konstituierte sich am 14. Januar 1978 die Grüne Liste Nordfriesland (GLNF). Anders als die 
Bunte Liste in Hamburg räumte man hier der Ökologie absoluten Vorrang vor allen anderen 
politischen Bereichen ein. Initiativgruppen, die nicht im Umweltschutz tätig waren, wurde die 
Aufnahme verwehrt. Daneben existierte seit September 1977 die „Wählergemeinschaft zur 
Erhaltung der Wilster Marsch“, die sich  gegen das AKW-Brokdorf, aber auch gegen 
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Ansiedlungen von Großchemieprojekten in der weiteren Umgebung wandte. Sie kandidierte 
unter dem Namen „Grüne Liste unabhängiger Wähler“ (GLUW) zum Kreistag in Steinburg. 
Nach der Kommunalwahl am 5. März 1978 zog die GLNF mit zwei Abgeordneten (6,0%) in 
den Kreistag von Nordfriesland und die GLUW mit drei Abgeordneten (6,6%) in den Kreistag 
von Steinburg ein. Am 21. Mai 1978 entstand schließlich in Rendsburg auf Initiative von 
Mitgliedern der GLNF und der GLUW die Grüne Liste Schleswig-Holstein (GLSH). Durch 
einen mit 32 zu 31 Stimmen gefaßten Abgrenzungsbeschluß nach rechts und links erwehrte 
sie sich von Anfang an der Mitarbeit vor allem radikaldemokratischer und sozialistischer 
Kräfte, deren Vorstellungen ihnen unvereinbar mit der eigenen ökologischen Zielsetzung 
erschienen. Die Verankerung organisatorischer Unvereinbarkeitsbeschlüsse bildete dann auch 
das einzige Kriterium dafür, ob der GLSH-Vorstand - dem auch der pittoreske Öko-Bauer 
Baldur Springmann angehörte - die sich nun vielerorts spontan bildenden Kreisverbände als 
offizielle Kreisverbände der GLSH anerkannte. Trotz dieser rigiden Aufnahmebedingungen 
fand der Vorstand auf einer Mitgliederversammlung in Wilster (24. 9. 1978), wo sich die 
GLSH als politische Partei konstituierte, nicht den ungeteilten Beifall für einen 
Abgrenzungsbeschluß gegenüber "Kommunistische Gruppen" (K-Gruppen). Obwohl die 
Teilnehmer der Mitgliederversammlung vorher schriftlich erklären mußten, „daß sie nicht 
Mitglied einer neofaschistischen Organisation oder einer K-Gruppe“ seien, stimmten nur 95 
der 175 Anwesenden für einen formalen Unvereinbarkeitsbeschluß. Aufgrund dieses vor 
allem gegen an der Mitarbeit interessierte Kommunisten gerichteten Verbots der 
Doppelmitgliedschaft verließen ca. 60 Teilnehmer die Versammlung. Am 5. November 1978 
gründeten die ausgetretenen bzw. gar nicht erst aufgenommen GLSH-Dissidenten, Vertreter 
von Bürgerinitiativen und politischen Gruppierungen (KB u.a.) die Liste für Demokratie und 
Umweltschutz (LDU), die ihren Willen zu einem zügigen Ausbau zu einer landesweit in den 
Bürgerinitiativen verankerten alternativen Wahlliste bekanntgab, sich an der bevorstehenden 
Landtagswahl aber nicht beteiligte. Die GLSH erreichte am 29. April 1979 2,4% der Stimmen 
(Klotzsch/Stöss 1984: 1522-23). 
Mit der Gründung der Bundespartei vereinigten sich Anfang 1980 GLSH und LDU zum 
Landesverband der Grünen. Die Einheit bestand allerdings nur wenige Wochen. Bei den 
Kommunalwahlen 1982 kandidierten Grüne und GLSH in den kreisfreien Städten Lübeck und 
Flensburg gegeneinander. In beiden Städten lag das grüne Gesamtergebnis deutlich über dem 
Landesdurchschnitt, konnte aber wegen der jeweiligen Aufsplittung nicht in Rathausmandate 
                                                                                                                                                                                     
9 Die Gruppe Z bestand als Abspaltung vom KB (seit 1979) (Raschke 1993: 171). 
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umgemünzt werden.10 Eine Fusion der GLSH und der Grünen erfolgte erst Anfang 1983, denn 
der Bundesvorstand zwang seinen Landesverband in das Bündnis. In der Landtagswahl 1983 
erzielten sie aber nur enttäuschende 3,6 Prozent. Nach den aufreibenden 
Fusionsverhandlungen und dem deprimierenden Wahlergebnis zogen sich viele Aktive, 
insbesondere ehemalige GLSH-Mitglieder, aus der Landespolitik zurück. Organisatorisch 
waren die schleswig-holsteinischen Grünen bis 1982 gespalten, inhaltlich bis 1990. Als 
Landesverband wurden sie erst mit dem Landtagswahlkampf 1992 wirklich handlungsfähig 
(Oetting 1993: 378-379). 
Nach dem erfolgreichen Abschneiden der grünen und bunten Listen in Niedersachsen und 
Hamburg 1978 fand sich auch in Bremen ein „Initiativkreis für eine Grüne/Bunte Liste in 
Bremen und Bremenhaven“ zusammen. Dem seit Frühjahr 1978 bestehenden Initiativkreis 
gehörten neben dem üblichen Spektrum von Interessenten ein Kreis von Sozialdemokraten 
sowie eine kleine Gruppe von Christdemokraten an, die sich in der Partei Freier Bürger (PFB) 
zusammengefunden hatten. Am 19. Dezember 1978 verließen 27 SPD-Mitglieder ihre Partei. 
Zwei von ihnen, Olaf Dinné und Peter Willers, ergriffen die Initiative zur Bildung der 
Wählergemeinschaft Bremer Grüne Liste (BGL), deren Gründung der Presse am 8. Februar 
1979 mitgeteilt wurde. Es gelang der BGL, ein breites, von weit rechts bis hin zu 
„undogmatischen“ Sozialisten reichendes Spektrum sie unterstützender Personen zu gewinnen 
und sich gleichzeitig gegen Anhänger bzw. Mitglieder kommunisitischer Organisationen 
abzuschotten (Klotzsch/Stöss 1984: 1529-30). Letztere gründeten daraufhin im Mai 1979 die 
„Alternative Liste für Demokratie und Umweltschutz Bremen“ (AL), die hauptsächlich vom 
„Kommunistischen Bund“ beeinflußt war. Nachdem mehrere Einigungsversuche gescheitert 
waren, kandidierten beide Listen zur Bürgerschaftswahl im Oktober 1979. Mit dem Ergebnis 
von 5,1 Prozent für die BGL gelang es zum ersten mal einer grünen Liste, in ein 
Landesparlament einzuziehen. Zusätzlich erreichte die AL 1,4 Prozent der Stimmenanteile 
(Müller-Rommel/Poguntke 1992: 322). 
Unmittelbar nach dieser Wahl war neben der BGL ein grüner Landesverband im Zuge der 
Parteigründung der Grünen auf Bundesebene gegründet worden, dem auch die übergroße 
Mehrheit der ehemaligen Mitglieder der BGL angehörten.11 Nach einer 
Abstimmungsniederlage von Olaf Dinné und seinen Anhängern im grünen Landesverband, bei 
                                                          
10 Lübeck: GLSH 3,33%, Grüne 3,31%. Flensburg: GLSH 4,06%, Grüne 2,81%. Zum Vergleich: In Kiel kamen 
die alleinkandidierenden Grünen auf 5,01%. 
11 Da die BGL nur ein Wahlbündnis war, für das es keine förmliche Mitgliedschaft gab, konnten die dort 
Engagierten gleichzeitig Mitglieder bei den Bremer Grünen werden (Raschke 1993: 285). 
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dem es nur vordergründig um die Wahlbeteiligung zur Bundestagswahl 1980 ging, zog er sich 
einschließlich ca. 30 ehemaliger BGL-Mitglieder Mitte 1980 aus dem damals ca. 200 
Mitglieder umfassenden grünen Landesverband zurück. Die Ausgetretenen blieben weiterhin 
als BGL bestehen. Das von der DKP initiierte „Betrieblich-Alternative-Bündnis“ gründete mit 
Hilfe einiger linken Kräfte die „Betrieblich-Alternative-Liste“ (BAL). Diese war einzig 
gegründet worden, um sowohl die BGL als auch die Grünen bei den Bürgerschaftswahlen 
unter Fünf Prozent zu drücken und damit Verhandlungen mit der BAL zur Schaffung eines 
neuen Bündnisses durchzusetzen (Dormann 1992: 245-6). Bei den Wahlen zur 
Bürgerschaftswahl am 25.9.1983 fielen 5,4% der Stimmen auf die Grünen, 2,4% auf die BGL 
und nur 1,3% auf die BAL. Bei der Bürgerschaftswahl von 1987 kandidierten nur noch die 
Grünen, während sich die BGL inzwischen aufgelöst hatte (Müller-Rommel/Poguntke 1992: 
323). 
Die Entstehungsgeschichte der AL reicht zurück bis zum Sommer 1978. Auf Einladung von 
fünf Stadtteilzeitungen trafen sich am 9. Juni Vertreter zahlreicher Gruppen, Strömungen und 
Schattierungen der parlamentarisch wie außerparlamentarisch orientierten Linken, Anhänger 
diverser Initiativen, politischer Zirkel, Stadtteilgruppen, Organisationen und Parteien, aber nur 
wenige Mitarbeiter von Bürgerinitiativen und kaum Mitglieder von traditionellen 
Umweltschutzverbänden (Klotzsch/Stöss 1984: 1531).12 Am 5. Oktober 1978 wurde auf einer 
Mitgliederversammlung die AL gegründet und in der Gründungserklärung ein 
Unvereinbarkeitsbeschluß gegenüber Kommunisten abgelehnt. Dies hatte für Otto Schily und 
die wenigen bürgerlichen Ökologen in der „Wählergemeinschaft Unabhängiger Bürger“ 
(WUB)13 Zehlendorf die Konsequenz, noch am gleich Abend die AL zu verlassen (Dormann 
1992: 213). 
Die AL gliederte sich einerseits nach regionalen Gesichtspunkten (Bezirksgruppen), 
andererseits nach thematischen Schwerpunkten (Bereichsgruppen). Wichtige Bereiche waren: 
Frauen, Demokratische Rechte, Gesundheit, Schule, Schwule und Lesben, Betrieb und 
Gewerkschaft, Naturschutz, Kultur und Ausländer. Bei der Wahl zum Abgeordnetenhaus am 
18. März 1979 erzielte die AL 3,7 Prozent der Stimmen. Bei den gleichzeitig stattfindenden 
                                                          
12 Es mangelte in West-Berlin an AKW-Projekten und folglich an einer breiten Anti-AKW-Bewegung, die den 
Ausgangspunkt für eine bunte Liste hätte bieten können. Auch gab es keine vergleichbar aufsehenerregenden 
Umweltkonflikte (Klotzsch/Stöss 1984: 1531). 
13 Die WUB war 1974 aus einer Zehlendorfer Bürgerinitiative entstanden, 1975 mit sechs Abgeordneten in das 
Bezirksparlament eingezogen und hatte sich zu einer respektablen Wählergemeinschaft im traditionellen Sinne 
entwickelt, die sich unter partizipationsorientierten Gesichtspunkten allen kommunalen Problemen annahm 
(Klotzsch/Stöss 1984: 1531). 
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Bezirkswahlen zog sie jedoch in vier Bezirksverordnetenversammlungen mit insgesamt zehn 
Mandaten ein (Klotzsch/Stöss 1984: 1532). 
Die KPD war bis zu ihrer Auflösung Mitte 1980 in der AL organisatorisch und personell 
dominant. Im Zuge der Selbstauflösung der KPD entschlossen sich das Sozialistische Büro, 
die Sozialistischen Studiengruppen und später auch Otto Schily, erneut in der AL 
mitzuarbeiten. Die AL konnte deswegen als ein Schritt auf dem Weg zum „Modell eines 
basisdemokratischen innerlinken Pluralismus“ gesehen werden (Raschke 1993: 275). 
Der als Konkurrenz zur AL gedachte grüne Landesverband wurde am 13.11. 1979 mit ca. 100 
Mitgliedern gegründet. Die Anerkennung durch den Bundesvorstand der Grünen blieb aus, 
was angesichts des auch dort seinerseits realisierten Durchsetzungsvermögens 
traditionssozialistischer Politik nicht verwundert. In West-Berlin kontrollierten damals ca. 400 
AL-Mitglieder, die auch Mitglied im grünen Landesverband wurden, die 
Konkurrenzgründung. Der Landesverband wurde schon früh zum Vehikel der AL, als für den 
Bundesparteitag der Grünen in Karlsruhe Mitte Januar 1980 Delegierte zu benennen waren. 
Da die AL kein eigenständiges Delegationsrecht zugebilligt worden war, wurden kurzerhand 
über den grünen Landesverband die „richtigen Delegierten“ für den Karlsruher 
Gründungsparteitag benannt. Am 4.12. 1982 wurde auf der Mitgliederversammlung der 
Alternativen Liste ein Vertragsentwurf über das künftige Verhältnis zwischen der AL und den 
Grünen mit ca. einer Zweidrittelmehrheit verabschiedet, der die Interessenvertretung der 
Grünen in Berlin durch die AL, das volle Stimmrecht in allen Bundesgremien der grünen 
Partei und das Erlöschen eines grünen Landesverbandes der Grünen in Berlin vorsah. Dieser 
Vertrag wurde auf der Mitgliederversammlung der AL am 30.10.1983 mit großer Mehrheit 
angenommen und auf dem Bundesparteitag der Grünen in Duisburg vom 18.-20.11.1983 mit 
ca. 90% der Mehrheit gutgeheißen (Dormann 1992: 217-220). 
Die Geschichte der grünen Listen in Hessen begann im April 1978 mit der Gründung der 
Grünen Liste Umweltschutz Hessen (GLU/Hessen), die auf Betreiben des damaligen 
niedersächsischen GLU-Vorsitzenden Carl Beddermann erfolgte. Am 10. und 11. Juni 1978 
schloß sich die GLU/Hessen in Frankfurt mit Umweltschützern, Bürgerinitiativen und 
politischen Gruppen (darunter die hessische AUD und das Sozialistische Büro) zur „Grünen 
Liste - Wählergemeinschaft für Umweltschutz und Demokratie“ (GLW) zusammen. Mit dem 
wachsenden Engagement Frankfurter „Sponti-Initiativen“, Gruppen der „neuen Linken“, des 
KB und der maoistischen KPD im Rahmen der GLW begann sich die GLU jedoch aus dem 
Bündnis zurückzuziehen. Der GLU-Vorstand verhandelte statt dessen mit den Anhängern 
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Herbert Gruhls, die zu dieser Zeit die Gründung der Grünen Aktion Zukunft (GAZ) 
vorbereiteten. Aber der erste Parteitag der GLU Hessen(15./16.7.1978) lehnte den einstimmig 
gefaßten Beschluß ihres Landesvorstandes ab, die hessische GLU in die GAZ zu überführen, 
und sprach sich mehrheitlich für ein engeres Zusammengehen mit der GLW aus. Der am 23. 
Juli erfolgte Zusammenschluß von GLU und GLW zur Grünen Liste Hessen (GLH) wurde 
aber nicht von allen GLU-Mitglieder akzeptiert. Ein Teil wendete sich nun doch noch der 
hessischen GAZ zu (Klotzsch/Stöss 1984: 1523-4). 
Innerhalb der GLH kam es sofort zu Auseinandersetzungen über Bündnisbreite, Abgrenzung 
zu linken Gruppen, Programmatik, Priorität ökologischer Forderungen sowie über die 
Kandidatur des ehemaligen Studentenführers Daniel Cohn-Bendit. Anfang August 1978 
schließlich löste sich die GLH wieder in ihre beiden Bestandteile auf. Die GLW kandidierte 
bei der Landtagswahl weiter als GLH, Teile der GLU und einzelne Mitglieder der AUD 
schlossen sich der rechtskonservativen GAZ an. Bei der Landtagswahl am 8. Oktober 1978 
erlangte die GAZ 0,9% und die GLH 1,1% der Stimmen (Klotzsch/Stöss 1984: 1524).14 
Am 15.12.1979 wurde im mittelhessischen Linden-Leihgestern (in der Nähe Gießens) der 
Landesverband Die Grünen-Hessen gegründet, in den nach vier Monaten die meisten GLH-
Mitglieder eintraten (Johnsen 1988: 15). Bei den Kommunalwahlen vom 22.März. 1981 traten 
die Grünen nur vereinzelt in Städten, Gemeinden und Landkreisen an. Aber einen  
Aufschwung verzeichneten die hessischen Grünen dann bei der Landtagswahl im September 
1982, als sie 8 Prozent der Stimmen erhielten (Kleinert 1994: 136-7). Bei der Neuwahl zum 
Landtag im September 1983 ging ihr Stimmenanteil wieder auf 5,9 Prozent zurück. Dennoch 
wurden die Grünen mit diesem Wahlergebnis zum Koalitionspartner der SPD. 
In Nordrhein-Westfalen wurde die GLU bereits am 19. Juni 1978 gegründet. Und noch bevor 
ihre rund 100 Mitglieder nennenswerte Erfolge einer regionalen Verankerung hätten 
verzeichnen können, wurde die GLU durch die Versuche ihres Landesvorstandes, sie in einen 
Landesverband der GAZ zu überführen, im August 1978 gespalten. Während die Rest-GLU 
dadurch zumindest vorerst handlungsfähig war, konnte der Anfang September gegründete 
GAZ-Landesverband Anfang 1979 immerhin einen Zustrom von 400 konservativen 
Umweltschützern verzeichnen. Damit war die GAZ Nordrhein-Westfalen zum 
mitgliederstärksten Landesverband ihrer Partei geworden - und dies, obwohl es ihr wegen 
ihrer extrem bündnisfeindlichen Politik, die sich vor allem gegen die Bestrebungen ihres 
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Bundesvorsitzenden Gruhl um einen Zusammenschluß der GAZ mit der GLU, GLSH und 
AUD zur „Sonstigen Politischen Vereinigung“ (SPV „Die Grünen“) richtete, das gesamte 
konservative Spektrum anzusprechen. Dem größten Teil der Umweltschutzbewegung konnte 
sie ebensowenig eine politische Heimat bieten wie Mitarbeitern und Initiativen aus anderen 
gesellschaftlichen Bereichen, die nach einer für sie wählbaren Alternative suchten 
(Klotzsch/Stöss 1984: 1532-3). 
So entstanden neben der GAZ zahlreiche bunte und alternative Listen auf 
regionaler/kommunaler Ebene. Vor den Kommunalwahlen am 30. September 1979 fanden je 
nach lokalen Bedingungen vielfältige Bündnisgespräche über eine gemeinsame Kandidatur 
zwischen Anhängern von GLU, SPV, AUD, Bunten und Alternativen statt, an denen sich 
teilweise auch Mitglieder der GAZ beteiligten. Das Wahlergebnis brachte - vor allem in 
Gebieten, in denen es aktuelle Umweltschutzkonflikte gab - ansehnliche Erfolge und 
zahlreiche Kreistagssitze. Sie kamen nicht nur in den Großstädten Bielefeld, Leverkusen, und 
Münster in die Stadtparlamente, sondern auch in Datteln, Marl, Marsberg, Nienberge und 
Waltrop (Klotzsch/Stöss 1984: 1533). 
Am 16. und 17. Dezember 1979 wurde in Hersel bei Bonn die Landespartei „Die Grünen 
Nordrhein-Westfalen“ von zahlreichen Mitgliedern der kommunalen Listen und 
verschiedenen Gruppen gegründet. Auf den folgenden Landesdelegiertenversammlungen (am 
23.2.1980 in Wesel und vom 7. bis 8.3.1980 in Herne) wurde die Frage der weiteren 
Mitgliedschaft in anderen Parteien recht kontrovers diskutiert. Man beschloß schließlich, 
„Doppelmitgliedschaften“ nur noch bis zum 30.4.1980 zuzulassen. Bei der Landtagswahl im 
Mai 1980 entschieden sich auf Anhieb drei Prozent der Wähler für die Grünen, die es noch 
rechtzeitig geschafft hatten, in allen 151 Wahlkreisen zu kandidieren. Einen unerwartet 
großen Wählerzustrom erlebten die Grünen in der Kommunalwahl vom 30. September 1984. 
Sie erhielten zusammen mit grünnahen Listen mehr als 9,1% der Stimmen (Wiesenthal 1985: 
151-4). Seit der Kommunalwahl 1994 gibt es in rund 100 Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
gemeinsame Mehrheitsbildungen, meist mit der SPD. Erst 1990 zogen die Grünen mit 12 
Abgeordneten in den Landtag ein. Fünf Jahre später konnten sie mit einer doppelt so großen 
Fraktion überraschend die absolute SPD-Mehrheit brechen, so daß es zu einer rot-grünen 
Koalition kam (Bündnis/Die Grünen Nordrhein-Westfalen 1998). 
                                                                                                                                                                                     
14 Die mittlerweile zwischen GLH und GAZ aufgeriebenen GLU hatte am 26.8.1978 beschlossen, auf eine 
Kandidatur zu verzichten. Lediglich in einem Wahlkreis stellte sich ein GLU-Mitglieder zur Wahl und erhielte 
274 Stimmen (Klotzsch/Stöss 1984: 1524). 
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In Rheinland-Pfalz wurde bereits im Jahr 1978 eine „Grüne Liste Umweltschutz“ gegründet. 
Nach der Europawahl war gleichzeitig mit Baden-Württemberg am 30. September 1979 ein 
Landesverband der SPV gegründet worden. Diese aufgesetzte Organisation hatte nicht einmal 
hundert Mitglieder. Die Bürgerinitiativen im Umkreis der Atomkraftwerksprojekte Mülheim-
Kärlich und Neupotz blieben vorerst draußen. Allerdings entstanden in Rheinland-Pfalz 
Anfang der achtziger Jahre während der Ausbreitungsphase der Friedensbewegung viele neue 
Initiativen (Mez 1987: 275). Vor allem die starke militärische Präsenz der Amerikaner in 
diesem Bundesland und die damit verbundenen militärischen Einrichtungen wie zum Beispiel 
der Flugplatz Ramstein, das Atomwaffenlager in Hasselbach oder das Giftgaslager waren 
immer wieder Ziele zahlreicher Demonstrationen der Friedensbewegung, als deren integraler 
Bestandteil sich die Landespartei verstand (Bündnis 90/Die Grünen Rheinland-Pfalz 1997). 
Ein erster dreiköpfiger Vorstand, bestehend aus Helga Vowinckel, Erhard Brunne und Peter 
Keuer, begann mit dem mühsamen Parteiaufbau auf Landesebene. Auf einem Landesparteitag 
im April 1980 wurde ein laut Satzung aus 11 Personen paritätisch zusammengesetzter 
Landesvorstand gewählt. Bei der ersten Landtagswahl, an der sich die Grünen beteiligten, 
verfehlten sie zwar 1983 den Einzug in den Landtag, doch aus dem Stand erreichten sie in 
diesem nach fast übereinstimmender Bewertung konservativ geprägten Bundesland 4,5 
Prozent der Stimmen. Als die Grüne Landespartei 1979 gegründet wurde, war sie in den 
kommunalen Räten noch nicht verankert. Bei der Kommunalwahl 1984 zogen ihre 
KommunalvertreterInnen in zahlreiche Kreistage, Stadträte, Verbandsgemeinde- und 
Gemeinderäte ein - 210 Grüne schafften den Sprung in insgesamt 130 Kommunalparlamente. 
Mit 5,9 Prozent bewältigte der Grüne Landesverband 1987 zum ersten Mal bei 
Landtagswahlen die 5-Prozent-Hürde und zog mit fünf Abgeordneten in den Landtag ein 
(Bündnis 90/Die Grünen Rheinland-Pfalz 1997). 
In Baden-Württemberg verlief der Gründungsprozeß wesentlich harmonischer. Durch das 
erfolgreiche Abschneiden bei der Europawahl beflügelt, bildete sich am 30. September 1979 
ein Landesverband, der organisatorisch vor allem von drei Gruppierungen getragen wurde: der 
baden-württembergischen AUD, dem dortigen Landesverband der GAZ und dem „Achberger 
Kreis“;15 beteiligt waren neben Mitgliedern von Bürgerinitiativen und Naturschutzverbänden 
                                                          
15 Der Achberger Kreis strebte gesellschafts- und außenpolitisch eine Alternative zu Kapitalismus und 
Kommunismus, zu West und Ost, an. Die Vertreter der Gruppe waren betont basisdemokratisch und 
antimilitärisch eingestellt und betteten die ökologische Frage in den Gesamtzusammenhang der Entwicklung von 
Industriesystemen ein. Sie wollten Vertreter kommunistischer Parteien sehen und zielten auf ein diskursives 
Nebeneinander der verschiedenen Gruppen, Strömungen und Interessen der Bewegung (Klotzsch/Stöss 1984: 
1548). 
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auch die wenigen Anhänger der GLU im Südweststaat (Klotzsch/Stöss 1984: 1530). Die 
baden-württembergischen „Grünen“ entwickelten sich rasch zu einem erfolgreichen 
Landesverband. Bei den Kommunalwahlen im Oktober 1979 erzielten sie neun 
Kreistagmandate (in Tübingen, Claw, Hohenlohe, Esslingen) und in der Landtagswahl 1980 
zogen sie erstmals in einem Flächenland mit 5,3 Prozent der Stimmen ins Landesparlament 
ein (Müller-Rommel 1993: 60). 
Baden-Württemberg ist neben Bayern der einzige Landesverband der Grünen, in dem die 
ökologisch-wertkonservativen Kräfte das führende politische Potential darstellen. Die Grünen 
in Baden-Württemberg entstanden aus vier politischen Segmenten, die besonders in der 
Gründungsphase ausgeprägt vorhanden waren. Die bürgerlichen Parteien AUD und GAZ, 
dazu die schwache GLU, schlossen sich mit Leuten aus den ökologischen Bürgerinitiativen 
zusammen und nahmen - eine Besonderheit des Landesverbandes - eine kräftige 
anthroposophische Tendenz mit auf,16 repräsentiert vor allem durch den Achberger Kreis 
(Raschke 1993: 249). Hierzu in Opposition standen die „undogmatisch“-sozialistischen 
Basisgruppen der Universitätsstädte Karlsruhe, Tübingen, Heidelberg und Freiburg, die in den 
dortigen grünen Kreisverbänden Einfluß hatten. Diese sozialistischen Kräfte sorgten 
wiederholt für Auseinandersetzungen im Landesverband; sie wollten eine aus ihrer Sicht sich 
vollziehende „Reduzierung“ des landespolitischen Profils auf eine ökologisch-
wertkonserative Partei verhindern. Diese Opposition konnte jedoch die politischen 
Mehrheitsverhältnisse im Landesverband nicht entscheiden verändern (Dormann 1992: 279-
83).  
Bei den Landtagswahlen 1984 konnten die Grünen trotz öffentlich ausgetragener 
innerparteilicher Querelen auf der Bundesebene, landesspezifisch organisatorischer Pannen 
und einer völlig ausgewechselten Spitzenmannschaft zum Erstaunen der politischen 
Beobachter ihren Stimmenanteil noch um fast drei Prozentpunkte auf insgesamt acht Prozent 
erhöhen. Die Grünen wurden damit, neben der SPD und der CDU, zur drittstärksten Fraktion 
im Landtag (Müller-Rommel/Poguntke 1992: 325). 
Bei den Kommunalwahlen im März 1978 vertrat die AUD als einzige Gruppierung landesweit 
ökologische Interessen. Örtlich war es zur Kooperation mit konservativen und mit 
radikaldemokratischen Basisinitiativen gekommen. In Erlangen eroberte die aus AUD, 
„Stadtindianern“, fränkischen Regionalisten und Radlern bestehende „Grüne Liste“ einen 
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Stadtratssitz. Im Landkreis Starnberg erreichte die AUD ein Kreistagsmandat, in dem dort 
liegenden Städtchen Gauting einen Gemeinderatssitz (Klotzsch/Stöss 1984: 1526). Vor der 
Landtagswahl 1978 signalisierte die AUD ihre Gesprächsbereitschaft zu einer gemeinsamen 
Kandidatur mit den bayerischen Naturschutzverbänden und Bürgerinitiativen. Die 
Listengemeinschaft „AUD/Die Grünen“, ein Mitte-Rechts-Bündnis unter Ausschluß von 
linken Kräften, erzielte 1,8% der Stimmen auf Landesebene (Müller-Rommel/Poguntke 1992: 
324-5). 
In Bayern übte die AUD ein starkes Gewicht auf die Gründung des grünen Landesverbandes 
aus: Hier gelang es ihr im Oktober 1979, die Ämter des Vorsitzenden, die seiner beiden 
Stellvertreter und das des Schatzmeisters der Grünen zu besetzen (Fogt 1991: 237). Dennoch 
versuchten die linksradikalen Kräfte, zumeist aus den Kreisverbänden Nürnberg und 
München-Nord, auch eine politische Verschiebung des Landesverbandes nach links 
durchzusetzen. Aber ihr Versuch konnte nicht die mehrheitliche Position des 
Landesverbandes verändern (Dormann 1992: 272-78). Bei der Landtagswahl 1982 verfehlten 
die Grünen mit 4,6% der Stimmen nur knapp die Fünf-Prozent-Hürde. Erst 1986 wurden sie 
mit 7,5% der gültigen Stimmen in den Landtag gewählt, wo sie seitdem die drittstärkste 
politische Kraft Bayerns stellen. 
Im Saarland, wo die Entwicklung zur grünen Partei am spätesten in Gang kam, wurde die 
Partei eindeutig von „oben nach unten“ gegründet. Im Oktober 1979 gründeten acht Personen 
einen Landesverband der Grünen und bauten danach Kreisverbände auf, ohne auf großen 
Widerstand von konkurrierenden Gruppen zu stoßen. Bei der Landtagswahl im April 1980 
erhielt die Partei 2,9% der Stimmen (Hallensleben 1984: 162-3). Bei der Landtagswahl fünf 
Jahre später konnten sie lediglich 2,5% der Stimmen auf sich vereinen. Auch bei der 
Landtagswahl 1990 erzielten sie mit 2,6% der Wählerstimmen kein besseres Wahlergebnis. 
Erst 1994, in ihrem vierten Versuch, ist den Grünen mit 5,5% der Einzug in den Landtag 
gelungen. Heute sind die Grünen im Saarland mit 3 Abgeordneten im Landtag sowie 107 
weiteren MandatsträgerInnen in 5 Kreistagen, 24 Stadt- und Gemeinderäten und 23 Orts- und 
Bezirksräten vertreten (Bündnis 90/Die Grünen Saarland 1998).  
 
 
                                                                                                                                                                                     
16 Die Anthroposophen haben einen ihrer Schwerpunkte in Baden-Württemberg, insbesondere im Raum Stuttgart. 





3.1.1.2 Die Entstehung und Entwicklung der Grünen auf Bundesebene 
Die Geschichte der Prateigründung der Grünen auf Bundesebene begann im 1978. Am 24./25. 
Juni 1978 fand ein „Deutsches Umwelttreffen 1978“ in Troisdorf bei Bonn statt. Über 100 
Delegierte verschiedener Initiativen und Gäste debattierten kontrovers über ein gemeinsames 
politisches Auftreten. Nachdem eine allgemein gehaltene Resolution verabschiedet worden 
war, wählte die politisch sehr heterogene Versammlung einen 27köpfigen „Koordi-
nierungsausschuß“. Auf der ersten Sitzung des Koordinierungsausschusses, an der Mitglieder 
des BBU, des WSL, der AUD, der GAZ, der GLH und der BLW sowie Mitarbeiter von 
Bürgerinitiativen teilnahmen, konnte ein Katalog von möglichen gemeinsamen Aktionen 
verabschiedet werden. Einen Tag vor dem nächsten Treffen des Koordinierungsausschusses, 
am 2. Dezember 1978, kamen AUD, GAZ, GLU und GLSH darin überein, zur Herstellung der 
„Einheit der grünen Bewegung“ gemeinsame Programm- und Organisationsschüsse zu bilden.  
Am 3./4. Februar 1979 fiel bei einem weiteren Treffen des Koordinierungsausschusses in 
Vlotho der endgültige Beschluß über eine Kandidatur bei den Europawahlen. Beobachter der 
BLW, der GLH und der AL aus West-Berlin waren gegen ein „Gerüst einer zukünftigen 
Gesamtpartei mit festgelegtem Programm“, dem sich andere Gruppierungen später nur noch 
anschließen könnten (Klotzsch/Stöss 1984: 1528-9). Die Gründung der „Sonstigen politischen 
Vereinigung (SPV) Die Grünen“ zur Europawahl vollzog sich deshalb im wesentlichen aus 
dem Spektrum der bürglich-konservativen Grünen Listen. Sie erfolgte am 17/18.3.1979 in 
Frankfurt durch 495 nach einem festgelegten Delegiertenschlüssel nominierte Delegierte der 
AUD, GLU, GAZ, mit je 150 Delegierten, der GLSH, des Achberger Kreises mit je 20 
Delegierten sowie 5 Delegierten der kurzfristig hinzugestoßenen „Grünen Liste Rheinland-
Pfalz“. Bei der damaligen Europawahl erreichte das Listenbündnis 3,2 Prozent der Stimmen 
(Wünsch 1995: 54-55). Dieses Ergebnis wurde vielerorts als Achtungserfolg bewertet und 
außerdem als Indikator für die Größe des Protestpotentials gesehen. Für die organisatorische 
Entwicklung der SPV bedeutete das Wahlergebnis jedoch noch mehr: Die GRÜNEN 
erhiehten eine Wahlkampfkostenerstattung von ca. 4,5 Millionen DM, die sie für ihre bereite 
Mobilisierungskampagne im Bundestagswahlkampf 1980 einsetzen (Müller-
Rommel/Poguntke 1992: 327).  
Um die Gegenkandidatur einer stärker sozialistisch ausgerichteten Bunten oder Alternativen 
Liste zur Bundestagswahl 1980 zu verhindern, war die SPV „Die Grünen“ jedoch nach der 
Europawahl gezwungen, sich einem bereiteren politischen Spektrum, vor allem auf der 
 38 
Linken, zu öffnen (Hallensleben 1948: 156). Der für alle grünen, bunten, alternativen und 
nicht organisierten Umweltschützer „Offene Programmkongreß“ der SPV „Die Grünen“ in 
Offenbach (4. November 1979) fand in einem Klima der Kooperationsbereitschaft zwischen 
allen beteiligten Strömungen statt, wobei von der Notwendigkeit einer einheitlichen 
Bundespartei ausgegangen wurde (Klotzsch/Stöss 1984: 1534). Da die Zeit zur 
Programmdiskussion zu kurz war, konnte im Januar 1980 in Karlsruhe zunächst die Partei 
„Die Grünen“ nur formal gegründet werden. Ihr Programm, das bis heute gültig ist, 
verabschiedete sie erst im März 1980 in Saarbrücken. Da es einen relativ linken Standpunkt 
repräsentierte, traten viele Mitglieder der Grünen aus (Hallensleben 1984: 164). Auf dem 
Dortmunder Parteitag im Juni 1980 unterlag der konservative Flügel der Mitte-Links-
Mehrheit und bildete im Juli die Grüne Föderation. Sie war eine Zwischenetappe auf dem 
Weg zur 1981 gegründeten Ökologisch-Demokratischen Partei (ÖDP), die die bürgerlichen 
bzw. konservative-ökologischen Gruppierungen in einer separaten Partei zusammenfaßte 
(Raschke 1993: 145). Politisch konnte sie sich jedoch nicht neben den Grünen behaupten, 
weswegen sie bei allen Bundestagswahlen von 1983 bis 1998 stets nur wenige Stimmen auf 
sich zu ziehen vermochte. 
Bei der Bundestagswahl von 1980 erhielten die Grünen nur 1,5% der Stimmen. Im März 1983 
erhielten die Grünen bei der vorgezogenen Neuwahl zum Bundestag 5,6% der Stimmen bzw. 
28 Mandate. Das Bundestagswahlergebnis vom Januar 1987 bestätigte den Aufwärtstrend der 
grünen Partei. Sie erzielten 8,3% der Stimmen und konnten somit 42 Abgeordnete in den  
Deutschen Bundestag entsenden. Im Vergleich zu anderen westeuropäischen Ländern in 
diesem Zeitraum (1978-1990) galten die Grünen in der BRD als „professionalisiert“ (Müller-
Rommel 1993: 87).17  
 
3.1.1.3 Die Entstehung und Entwicklung der Grünen und der Bürgerbewegungen in 
Ostdeutschland 
 
Vor der Wendezeit in der DDR 
Die Wurzeln der ostdeutschen Grünen vor der "Wendezeit" sind in den kirchlichen 
Umweltgruppen und in der ehemaligen Gesellschaft für Natur und Umwelt (GNU) im 
                                                          
17 Nach der Forschung von Müller-Rommel wurden die Grünen Parteien in 15 westeuropäischen Ländern in vier 
unterschiedliche Typen unterteilt: Die Professionalisierten, die Parlamentsneulinge, die Vorparlamentarier, und 
die Unprofessionellen. Vgl. Ferdinand Müller-Rommel, Grüne Parteien in Westeuropa - Entwicklungsphasen und 
Erfolgsbedingungen (Opladen 1993: 85-89).  
 39 
Kulturbund der DDR zu finden. Einerseits gab es also die gemeinsame Wurzel aller 
Bürgerbewegungen in der DDR, nämlich jene Oppositionskultur, die sich von den 70er Jahren 
an unter dem Dach der Kirche herausbildete. Diese Oppositionskultur, auf die hier zunächst 
eingegangen werden soll, war maßgeblich von dem Vorbild der Neuen Sozialen Bewegungen 
und des Alternativmilieus in Westdeutschland inspiriert. Aus einem Spektrum von 
Friedensgruppen, Dritte-Welt-Gruppen u.a. kristallisierten sich Anfang der 80er Jahre auch 
Umweltgruppen heraus. Ab 1980 traten die Umweltgruppen mit Baumpflanzaktionen, 
Fahraddemonstrationen u.ä. an die Öffentlichkeit (Hohlfeld 1993: 395-396). Die ersten 
überregionalen Treffen der Umweltgruppen fanden Anfang der achtziger Jahre statt. Eine 
wichtige Rolle als Vermittler und Koordinator in der Ökologieszene spielte das kirchliche 
Forschungsheim in Wittenberg. Trotz des allerorts vernehmbaren Wunsches nach einer 
gewissen Vernetzung von Aktionen und Informationen wurde die Errichtung eines 
überregionalen Dachverbandes aller Ökologiegruppen anläßlich des Vertretertreffens im 
kirchlichen Forschungsheim in Wittenberg noch 1984 abgelehnt. Von seiten der Kirch 
orientierte man sich eher an regionaler Arbeit und an dezentralen Aktionen (Kühnel/Sallmon-
Metzner 1991: 172). 
Die Katastrophe von Tschernobyl 1986 brachte für die Umweltgruppen einen 
Mobilisierungseffekt, der noch lange Zeit anhielt. Tausende beteiligten sich an einer von 
kirchlichen Umweltgruppen initiierten Unterschriftensammlung, und die Synode der 
Evangelischen Kirche befaßte sich mit den Konsequenzen der Atomenergienutzung in der 
DDR. Im September gleichen Jahres entstand die erste Umweltbibliothek in den Kellerräumen 
der Berliner Zionsgemeinde (Kühnel/Sallmon-Metzner 1991: 172). Die Umweltbibliothek 
fungierte bald als Börse für den Informationsaustausch zwischen den einzelne Gruppen. 
Zudem war sie in der Lage, mit den "Umweltblättern" (Auflage ca. 1.000 Exemplare) die 
größte Zeitschrift der oppositionellen Szene zu publizieren. Nach dem Berliner Vorbild 
entstanden darauf in der gesamten DDR Umweltbibliotheken (Hohlfeld 1993: 396). 
Während des vierten Berliner Ökologieseminars im November 1987 kam aus den Reihen der 
Umweltbibliothek der Vorschlag, in der DDR einen Umweltbund als Zusammenschluß aller 
Umweltgruppen zu gründen. Vom 8. Bis 10. Januar 1988 trafen sich etwa 30 Vertreter von 
Umweltgruppen außerhalb der Umweltbibliothek in der Wohnung von Carlo Jordan in Berlin. 
Trotz verschiedener Bedenken kam es zur Gründung der Arche - grün-ökologisches Netzwerk 
in der Evangelischen Kirche, wofür sich später die Kurzform Grünes Netzwerk Arche 
einbürgerte (Neubert 1997: 749). Das "Grüne Netzwerk Arche" strebte eine aktive Vernetzung 
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der Umweltgruppen und eine professionellere Arbeitsweise, also einen stärkeren 
Organisationscharakter an. Die bestehenden Strukturen wurden als unzureichend empfunden, 
zumal es 1988 in der DDR bereits ca. 80 Umweltgruppen unter dem Dach der Kirche gab. 
Nachdem sich die Protagonisten der "Arche", darunter auch die späteren Gründer der Grünen 
Partei Carlo Jordan und Mario Hamel, mit ihrem Organisationsmodell im Spektrum der 
"Umweltbibliothek" nicht durchsetzen konnten und trotzdem zur Gründung des "Netzwerks" 
schritten, kam es zur Spaltung des Trägerkreises der Bibliothek. Die Mehrheit um Wolfgang 
Rüddenklau warf den "Arche"-Anhängern vor, einen zentralistischen, parteiähnlichen 
Verband aufbauen zu wollen, und plädierte für ein Wachsen der Umweltbewegung von unten. 
Im Mai 1988 kam es zum Ausschluß der Arche-Vertreter aus der Umweltbibiliothek 
(Hohlfeld 1993: 396). 
Seit dieser Zeit etablierte sich das "Netzwerk Arche" in fünfundzwanzig landesweit 
organisierten Arbeitsgruppen, die aus etwa zwanzig bis dreißig Anhängern bestanden und in 
der Regel themenzentriert arbeiteten. In der Folgezeit wurde versucht, die Netzwerkstrukturen 
systematisch auszubauen, und zwar angefangen bei der kommunalen über die regionale und 
landesweite bis hin zur internationalen Ebene. Man war bestrebt, in allen Regionen 
funktionierende Arbeits- und Informationszusammenhänge zu etablieren. Am besten gelang 
das im Raum Berlin-Brandenburg, teilweise in Halle, Thüringen und auch im Lausitzer Raum. 
Im Norden dagegen war den Akteuren kein Erfolg beschieden. In nahezu allen Regionen 
bestanden Arche-Gruppen, die sich bereits ansatzweise aus der kirchlichen Struktur 
herauszulösen begannen. Es verstärkte sich die Bestrebung, die Beziehungen zu den 
Kulturbundgruppen zu normalisieren und auch in eine geregelte organisatorische Form zu 
bringen (Kühnel/Sallmon-Metzner 1991: 178-79).  
 
Gesellschaft für Natur und Umwelt (GNU) 
Die zweite Wurzel der ostdeutschen Grünen in der Vorwendezeit war die "Gesellschaft für 
Natur und Umwelt", die 1980 als Suborganisation des "Kulturbundes" gegründet wurde. Von 
Staatsseite bestand das Interesse, die Natur- und Heimatschützer zusammen mit jenen "neuen" 
Umwelt-Engagierten, die stärker soziale, wohnumfeld- und stadtökologische Fragen 
thematisierten, zu organisieren, um diese nicht der Kirche zu überlassen. Damit entstand mit 
einer staatlich sanktionierten Form des Engagements die Chance, nicht-kirchengebunden 
einen gesellschaftlich-kritischen Blick auf die DDR-Naturschutz und -Umweltpolitik zu 
werfen (Hampele 1997: 244).  
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Ab Mitte der 80er Jahre regten sich in der GNU jedoch Initiativen, die über den ihr von Seiten 
des Staates zugedachten Rahmen einer unpolitischen Spielweise für Umweltschützer 
hinausgingen. Ab 1986 bildeten sich in der GNU "Stadtökologiegruppen", die den Anspruch 
erhoben, bei der Lösung kommunaler Umweltprobleme mitzureden, und sich dabei an eine 
Kritik staatlicher Bau- und Verkehrspolitik heranwagten. Besonders die Stadtökologiegruppen 
in Potsdam (Gruppe "Argus"), Berlin-Köpenick und Berlin-Pankow konnten sich mit der 
Rückendeckung aufgeschlossener Kultudezernenten beachtliche Freiräume erkämpfen. Ab 
Ende 1988 setzten in den Stadtökologiegruppen Bestrebungen ein, sich horizontal zu 
vernetzen und sich damit von der Aufsicht der GNU-Führung zu emanzipieren (Hohlfeld 
1993: 397). 
Mit der Emanzipation der Stadtökologiegruppen von der Kuratel des Kulturbundes verdichten 
sich die Kontakte mit den Vertretern der kirchlichen Umweltgruppen. In diesem 
Zusammenhang sind besonders die Gruppe ARGUS (Potsdam) und das Netzwerk Arche 
(Berlin-Brandenburg) hervorzuheben. Unter jenen Gruppen entwickelte sich ein soziales 
Profil, in welchem sich technisch-ökologische Fachkompetenz mit organisatorischen 
Fähigkeiten für die Etablierung von Netzwerkstrukturen verband. Genau diese Ressourcen an 
Wissen und Erfahrungen sollten sich künftig als ausgesprochen förderlich bei der Gründung 
der Grünen Partei in der DDR erweisen (Kühnel/Sallmon-Metzner 1991: 183). 
 
Die Gründung der Grünen Parteien 1989 
Der erste Schritt in Richtung einer Parteigründung erfolgte zu den Kommunalwahlen im Mai 
1989, in deren Vorfeld die "Arche"-Regionalsprecher die Zulassung einer Grünen Liste 
forderten, die offen für alle Kandidaten der Friedens-, Umwelt- und 
Menschenrechtsbewegung sein sollte. Nachdem die DDR-Oppositionsgruppen den 
Wahlbetrug aufgedeckt hatten, wurde diese Forderung anläßlich des Weltumwelttages im Juli 
1989 wiederholt (Hohlfeld 1993: 397). Anläßlich des Menschenrechtsseminars vom 24. bis 
28. August 1989 in der Berliner Golgatha-Gemeinde versammelten sich unter den Gründern 
der Bürgerbewegungen auch ein Teil der Aktivisten des Netzwerks Arche und der in der GNU 
organisierten Stadtökologiegruppen. Sie schlossen sich zu einem ökologischen Verbund 
zusammen, aus dem dann die "Grüne Liste" hervorging (Kühnel/Sallmon-Metzner 1991: 183). 
Mit der Beteiligung an der am 4. Oktober entstandenen Kontaktgruppe der Opposition, die 
eine Teilnahme an den Volkskammerwahlen sowie an dem zentralen "Runden Tisch" 
vorbereitete, war das "Netzwerk Arche" ohnehin längst in den Sog der politischen 
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Ausgestaltung der "Wende" geraten. So entschloß sich die Initiativgruppe, die Gründung der 
Grünen Partei am 24. November, zu Beginn des 6. "Berliner Ökologieseminars", zu 
verkünden. (Hohlfeld 1993: 399-400). Nach zwei Monaten trafen sich vierhundert Delegierte 
der zu dieser Zeit ungefähr dreitausend Mitglieder zählenden Grünen Partei. Der erste 
Landesverband bildete sich am 1. April 1990 in Thüringen, am 8. April erfolgte die Gründung 
des Landesverbands Brandenburg. Die Herausbildung der Landesverbände in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern konnte erst im August bzw. September 1990 
zum Abschluß gebracht werden (Kühnel/Sallmon-Metzner 1991: 197-204). 
Auf ihrem Parteitag in Magdeburg vom 7. bis 9. September 1990 wurde die Umbennenung 
der Grünen Partei der DDR in "Die Grünen" mit der großen Mehrheit der Delegierten 
beschlossen. Vorbehalt gegen den raschen Zusammenschluß der west- und ostdeutschen 
grünen Parteien waren nur noch von Vertretern des Landes Sachsen zu vernehmen. Diese 
bildeten allerdings nur eine Minderheit und nahmen keinen Einfluß auf den Beschluß. Der 
Beschluß sah eine Fusion der beiden grünen Parteien nach den Bundestagswahlen vor. Den 
Landesverbänden sollte es dann vorbehalten sein, eigenständig dem Bundesverband der 
Grünen beizutreten (Kühnel/Sallmon-Metzner 1991: 213) 
Am 3. Dezember 1990 traten die Landesverbände der Grünen der DDR in Sachsen-Anhalt, 
Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg den West-Grünen bei, und der 
Großstadtverband Berlin schloß sich dem Westberliner Landesverband Grüne/AL an. Als 
einziger ostdeutscher Landesverband verfolgten die sächsischen Grünen einen eigenständigen 
Kurs und präferierten eine schnelle Einigung mit den sächsischen Bürgerbewegungen, bevor 
sie schließlich den Bündnisgrünen beitraten (Poguntke 1996: 89). 
 
3.1.1.4 Die Entstehung und Entwicklung von "Bündnis 90" in Ostdeutschland 
Am 6. Februar 1990 schlossen sich die Bürgerbewegungen "Neues Forum" (NF), "Demokratie 
Jetzt" (DJ) und "Initiative Frieden und Menschenrechte" (IFM)18 zu einer Listenverbindung 
"Bündnis 90" zusammen, um an den ersten freien Volkskammerwahlen im März 1990 
teilzunehmen. Das NF konstituierte sich offiziell am 12. September 1989 zunächst als 
"politische Plattform" für Diskussionen über Reformen in der DDR und wurde vom Regime 
im Laufe des Monats Oktober de facto anerkannt, nachdem seine Legalisierung in den 
Mittelpunkt der damaligen Protestkundgebungen gerückt war. Bis November 1989 sollen sich 
durch Eintragungen in Unterschriftenlisten etwa 200 000 Bürger zum NF bekannt haben 
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(Ammer 1992: 477). Doch die Blütezeit des NF war kurz. Mit der Initiierung der 
demokratischen Reformen in Staat und Gesellschaft der DDR erschien vielen die historische 
Aufgabe des NF erschöpft. Sie meinten, daß nun Parteien das notwendige Forum für 
politisches Engagement seien. So wendeten sich viele Leute den etablierten Parteien zu, wie 
der CDU und der SPD, während andere die Forumpartei als neue Organisation gründeten. 
Trotz heftiger interner Diskussionen blieb das NF dabei, nicht Partei werden zu wollen und 
stattdessen als politische Vereinigung an der Volkskammerwahl teilzunehmen (Rainer 1994: 
108). Die ebenfalls am 12 September 1989 gegründete Bürgerbewegung DJ verstand sich 
zunächst als "Bündnis von Christen und kritischen Marxisten", das einen reformierten 
demokratischen Sozialismus in der DDR anstrebte. Das DJ legte sich im Unterschied zum NF 
bereits auf einige programmatische Thesen fest und verzichtete auf den sofortigen Versuch 
einer offiziellen Legalisierung (Wielgohs/Müller-Enbergs 1991: 105-113). Die IFM wurde 
bereits 1986 gegründet, konnte sich aber erst im Oktober 1989 als landesweite Organisation 
konstituieren. Sie war eine kleine Bürgerrechtsorganisation mit wenigen hundert Mitgliedern, 
die sich bis zur Wende auf den Themenbereich Menschenrechte konzentrierte 
(Templin/Weißhuhn 1991: 148-155).  
Bei den Volkskammerwahlen am 18. März 1990 erhielt das Wahlbündnis "Bündnis 90" nur 
2,91 Prozent der Stimmen und damit 12 Mandate in der Volkskammer. Bei den 
Kommunalwahlen am 6. Mai verbesserte das Bündnis 90, häufig zusammen mit den Grünen, 
seine Stimmenanteile um etwa zwei Prozentpunkte. Bei den Landtagswahlen am 14. Oktober 
1990 trat das Bündnis in drei Bundesländern (Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) 
zusammen mit den Grünen als Listenverbindung an. In Sachsen kandidierte das Wahlbündnis 
"Neues Forum-Bündnis-Grüne" (DJ, Die Grünen, NF, UFV19). Dieses Bündnis erhielt 5,6% 
der Zweitstimmen und zehn Sitze im sächsischen Landtag. In Sachsen-Anhalt erzielte das 
Wahlbündnis "Grüne Liste/Neues Forum" (NF, Die Grünen, DJ, IFM, UFV) 5,29% der 
Stimmen und damit fünf Landtagsmandate. In Thüringen schlossen sich das Neue Forum, Die 
Grünen und Demokratie Jetzt zu einem Wahlbündnis (NF/GR/DJ) zusammen. Sie erhielt 
6,5% der Zweitstimmen und damit sechs Abgeordnete im Landtag. In Brandenburg 
konkurrierten im Bürgerbewegungsspektrum zwei Wahlbündnisse miteinander: das Bündnis 
90 (NF, DJ) und eine Listenverbindung zwischen den Grünen, dem Seniorenschutzbund 
"Graue Panther" und dem UFV. Das Bündnis 90 gewann 6,4% der Stimmen und somit 6 
                                                                                                                                                                                     
18 Zu den Details der Entstehung dieser Bürgerrechtsorganisationen siehe Kühnel/Sallmon-Metzner 1991 
19 „UFV“ bedeutet „Unabhängiger Frauenverband“ 
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Mandate im Landtag. Die Grünen erhielt lediglich 2,8% der Stimmen. In Mecklenburg-
Vorpommern waren drei konkurrierende Listen zustande gekommen: Das Bündnis 90 (DJ, 
IFM, UFV, Die Vereinigte Linke), Die Grünen und das Neue Forum. Das Bündnis erzielte 
2,23% und das Neue Forum 2,93% der Zweitstimmen. Die Grünen bildeten eine 
Listenvereinigung mit dem UFV und erhielten zusammen 4,17% der Stimmen (siehe auch 
Tab. 3.1). 
 







Berlin(Gesamt)  5,0 Grüne/AL 4,4 3,9 Grüne/AL  
3,3 B90/Grüne 
Berlin(Ost) 2,7 Grüne-UFV  
6,3 B90 
1,7 Grüne/AL  
9,8 B90/Grüne/UFV 
1,4 Grüne/AL  
7,4 B90/Grüne 
Brandenburg 2,1 Grüne-UFV  
3,3 B90 





2,0 Grüne-UFV  
2,4 B90 




Sachsen 1,7 Grüne-UFV  
3,0 B90 
5,6 NF/Bündnis/Grünen 
      (DJ, Grüne, NF,UFV) 
5,9 B90/Grüne 
Sachsen-Anhalt 1,8 Grüne-UFV  
2,2 B90 
5,3 Grüne Liste/NF 
      (NF, Grüne, DJ, IFM, UFV) 
5,3 B90/Grüne 
Thüringen 2,1 Grüne-UFV  
2,0 B90 
6,5 NF/Grüne./DJ  
0,7 UFV 
6,1 B90/Grüne 
Ostdeutschland 1,97 Grüne-UFV  
2,91 B90 
 6,05 
Abkürzungen: VW Volkskammerwahlen, DJ Demokratie Jetzt, IFM Initiative Frieden und 
Menschenrechte, UFV Unabhängiger Frauenverband, VL Vereinigte Linke, NF Neues Forum, 
Grüne/AL Grüne/Alternative Liste, B90 Bündnis 90, B90/Grüne Bündnis 90/Die Grünen. 
Quelle: Müller-Enbergs/Schutz/Wiegohs 1991: 367-376 , Poguntke 1996: 92 
 
 
Am 2. Dezember 1990 fand die erst Wahl zum gesamtberliner Abgeordnetenhaus statt. In 
beiden Teilen der Stadt kandidierte sowohl die westberliner Alternative Liste als auch das 
ostberliner Wahlbündnis Bündnis 90/Grüne/UFV, das vor den Wahlen eine gemeinsame 
Wahlplattform veröffentlichte. Bezogen auf Gesamtberlin erzielte das Bündnis 
90/Grünen/UFV 4,4% der Zweitstimmen und damit 11 Mandate. In Ostberlin erhielt das 
Bündnis 90/Grünen/UFV 9,8% der Stimmen. 
Die ersten gesamtdeutschen Bundestagswahlen im Dezember 1990 wurden in zwei getrennten 
Wahlgebieten, auf die jeweils einzeln die Fünf-Prozent-Klausel angewandt wurde, abgehalten. 
Im Wahlgebiet Ost kandidierte das Wahlbündnis Die Grünen/Bündnis 90 - 
